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Unterfranken ist ein starkes Stück 
Bayern in der Mitte Deutschlands 
und Europas. Das macht uns at-
traktiv, weil wir von der Nähe zu 
den benachbarten Metropolre-
gionen profitieren und trotzdem 
ein eigenständiges Profil besit-
zen  – mit starken Zentren, herr-
lichen Landschaften, einem groß-
en kulturellen Angebot und einer 
hervorragenden Wirtschafts- und 
Bildungslandschaft. Das schafft 
Chancen und Zukunftsperspekti-
ven. 
Kaum eine Region ist so geprägt 
durch kleine und mittlere Unter-
nehmen, durch Handwerker und 
Freiberufler wie Unterfranken. 
Viele Mittelständler sind in ihrem 
Segment Weltmarktführer, soge-
nannte „Hidden Champions“, die 
zur hohen Innovationskraft Unter-
frankens beitragen. 

Gleichzeitig zählt Unterfranken mit 
der Julius-Maximilians-Universität 
Würzburg und den Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften 
in Aschaffenburg und Würzburg-
Schweinfurt zu den stärksten For-
schungsregionen in Deutschland. 
Eine strategisch gute Lage und 
eine hervorragende Verkehrsinfra-
struktur bindet Unterfranken an 
die deutschen und europäischen 
Wirtschaftsräume an – auf der 
Schiene, der Straße und dem Was-
ser. Mit den Luftdrehkreuzen in 
München, Nürnberg und Frankfurt 
stehen unseren Unternehmen und  
Bürgern die ganze Welt offen. 

Unterfranken bietet Kultur und 
Lebensqualität – mit erstklassigen 
Weinen, reizvollen Landschaften, 
ausgeglichenem Klima und einem 
kulturellen Erbe von Weltrang. 
Auch deshalb wird Urlaub in Un-
terfranken immer beliebter und 
der Tourismus zu einem immer 
wichtigeren Wirtschaftsfaktor.

Die CSU Unterfranken hat viele ih-
rer politischen Ziele aus ihrem seit 
2012 bestehenden Zukunftspapier  
umgesetzt. Dadurch konnten wir 
das Vertrauen unserer Wähle-
rinnen und Wähler in unsere Poli-
tik stärken. 
Unsere neuen Ziele wurden mit 
dem  bestehenden Programm 
abgeglichen und in zahlreichen 
Workshops sowohl mit internen 
als auch mit externen Fachleuten 
in meist öffentlichen Veranstal-
tungen beraten, überarbeitet, an-
gepasst und teilweise ganz neu 
definiert. Die Themenfelder Migra-
tion und Integration aber auch das 
Thema Jugend in Verantwortung 
und das weite Feld der Digitalisie-
rung wurden neu in unseren „Un-
terfrankenplan“ aufgenommen.

Die CSU Unterfranken ist stolz auf 
das Erreichte. Sie gibt sich damit 
aber nicht zufrieden. Sie will mit 
diesem neuen Zukunftsprogramm 
unsere Region weiter voranbrin-
gen. 
Mit unserem „Unterfrankenplan“ 
zeigen wir, welche Chancen sich 
für Unterfranken in der Zukunft 
eröffnen und wie daraus ein neuer 
Entwurf „Heimat mit Zukunft – Un-
terfranken 2020“ entstehen kann. 
Dieser Leitfaden will zum einen  
Denkanstoß sein, und zum ande-
ren Handlungsanleitung für unse-
re politisch Verantwortlichen. In 
einem sich massiv verändernden 
Umfeld, wollen wir mit neuem 
Mut das Erfolgsmodell Unterfran-
ken weiterzudenken. 

„Heimat mit Zukunft“ haben wir 
als Titel für unseren neuen „Un-
terfrankenplan“ bewusst gewählt, 
weil uns der Begriff Heimat wich-
tig ist, weil er Wohlfühlfaktor und 
Lebensgefühl für die Region deut-
lich macht. Zukunft haben wir ge-
wählt, weil wir Perspektiven bie-

ten wollen für die Menschen in der 
Region in einer zunehmend global 
handelden Gesellschaft und einer 
immer schnelllebigeren Zeit. 

Wer Ziele definiert, muss sich an 
diesen auch messen lassen, hat 
einen klaren Weg und kann auch 
rechtzeitig gegensteuern. Wir stel-
len uns dieser Aufgabe!
Heute arbeiten rund 16.500 Mit-
glieder in zwölf Kreisverbänden 
und 430 Ortsverbänden für den 
Erfolg der CSU Unterfranken. Als 
Vorsitzender darf ich den vielen 
Engagierten in unseren Verbän-
den und Gliederungen danken, 
die ihre Kompetenz in dieses Zu-
kunftspapier eingebracht haben. 
 

Herzliche Grüße

Gerhard Eck MdL
CSU-Bezirksvorsitzender
Staatssekretär 

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Unterfränkinnen, 
liebe Unterfranken,
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		 Heimat, Kultur und 		
		 Brauchtum

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Unterfrankens unverwech-
selbare Kunst und Kulturge-
schichte sichtbar machen im 
neuen „Fränkischen Landes-
museum“ auf der Festung 
Marienberg in Würzburg.

•	 Alleinstellungsmerkmal Wein 
Wasser Wald präsentieren.

•	 Schutz unserer Baudenkmäler 
sicherstellen.

•	 Regionale Kulturkonzepte 
fördern und Festspielaktivitä-
ten stärken.

Unterfranken bietet Kultur und 
Lebensqualität mit erstklassigen 
Weinen, reizvollen Landschaften, 
ausgeglichenem Klima und einem 
kulturellen Erbe von Weltrang. Un-
ser Brauchtum, unsere Kultur und 
unsere Traditionen sind fester Be-
standteil des Lebens- und Heimat-
gefühls. 

Mit einer Volksabstimmung hat 
Bayern im September 2013 gleich-
wertige Lebensverhältnisse und 
Arbeitsbedingungen in ganz Bay-
ern, in Stadt und Land  in den Ver-
fassungsrang erhoben.

Bayern hat als erstes und einziges 
Bundesland für den Erhalt der Hei-
mat mit seinen Traditionen und 
seinem Brauchtum ein eigenes 
Heimatministerium geschaffen, 
damit die Regionen gestärkt und 
die Sensibilität für Brauchtums-
pflege und regionale Besonder-
heiten stetig und nachhaltig ge-
stützt werden.
 

Regionale Identität

Die differenzierte Betrachtung der 
unterfränkischen Geschichte ist 
von besonderer Bedeutung. Un-
terfranken gehört erst seit rund 
200 Jahren zu Bayern. Um diese 
Besonderheit, Vielfalt und Eigen-
art für die Zukunft zu vermitteln, 
ist insbesondere ein überzeugen-
des Museumskonzept für das im 
Aufbau befindliche Fränkische 
Landesmuseum auf der Festung 
in Würzburg zu entwickeln. Ein 
Konzept zur Präsentation des 
wichtigsten unterfränkischen Kul-
turgutes „Wein, Wald, Wasser und 
Garten“ sollte zudem engagiert 
verfolgt werden. 

Besonders wichtig ist auch eine 
zeitgemäße Präsentation archäo-
logischer Sammlungen. Nur wer 
seine Geschichte kennt, kann die 
Gegenwart verstehen und die Zu-
kunft gestalten. Dem Erhalt und 
der Pflege der außerordentlich 
vielfältigen Baudenkmäler und 

Fränkische Volksmusik erklingt im Casteller Schlosspark
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Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Förderung von Bildungsein-
richtungen für Musik, Gesang, 
bildende sowie gestaltende 
Künste.

•	 Erhalt unserer typischen 
Ortskerne durch Förderpro-
gramme.

•	 Schaffung eines Römermu-
seum am obergermanischen 
Limes.

•	 Umsetzung der Museumsmei-
le Aschaffenburg.

•	 Vereinsarbeit als Kulturarbeit 
anerkennen, stärken und 
fördern.

Zeugnisse christlicher Frömmig-
keit kommt eine große Bedeutung 
zu.  

Eine große Zahl an Kleinkunsträu-
men, Theatern und Bühnen prä-
gen unsere Heimat. Dezentrale 
Kulturkonzepte sind zu fördern 
und die vielen regionalen Fest-
spielaktivitäten zu unterstützen. 
Dazu gehören alle Bildungsberei-
che und Einrichtungen für Musik 
und Gesang sowie für die bilden-
den und gestaltenden Künste.  

Kulturtradition zukunftsfähig ge-
stalten

Unterfrankens reiches histori-
sches und kulturelles Erbe spie-
gelt sich in der unübersehbar 
großen Zahl herausragender Bau-
denkmäler wieder. Gerade die Be-
strebungen der Denkmalpflege, 
den Bedürfnissen der jungen Ge-
neration in einer ansprechenden 
Nutzung historischer Bausubstanz 
Rechnung zu tragen, sind zu unter-
stützen. Nur so kann es gelingen, 
der Verödung von Ortskernen und 
Dörfern entgegen zu steuern und 
junge Menschen im Ort zu halten.

Die Kulturtradition Unterfrankens 
gilt es in unserer mobilen und glo-
balen Welt einerseits zu bewah-
ren, andererseits aber auch offen 
und ideenreich für die Zukunft 
weiter zu verändern. Unterfranken 
ist seit jeher eine offene und gast-
freundliche Region. Schon immer 
siedelten hier unterschiedliche 
Volksstämme. Sie trugen dazu 
bei, dass sich ein reiches Kultur-
leben entwickeln konnte. Diese 
Kultur schlägt sich heute in einer 
Vielzahl von überregional bedeut-
samen Museen nieder. Die vorhan-
denen Museen sind didaktisch 
anspruchsvoll und zeitgemäß zu 
überarbeiten.

Andere Projekte hingegen har-
ren noch einer Realisierung wie 
ein zentrales Römermuseum am 
obergermanisch-rätischen Limes, 

einem UNESCO-Welterbe. Nicht 
unerwähnt seien auch die aktu-
ellen Herausforderungen einer 
fachgerechten Deponierung von 
archäologischem Fundgut. 

Die Planung der Zukunft muss eine 
Zersplitterung der Museumsland-
schaft verhindern, deshalb sind re-
gionale Sammlungen und Ausstel-
lungen geordnet zu entwickeln. 
Diese sollten ein Musterbeispiel 
für regionale Zusammenarbeit, Eh-
renamtlichkeit und der Unterstüt-
zung durch Fördervereine sein. 
Vorbildlich ist auch die geplante 
Museumsmeile in Aschaffenburg, 
in der eine Reihe von Museen ko-
ordiniert und gemeinschaftlich 
präsentiert werden. 

Vereine als der Grundpfeiler unse-
rer Gesellschaft erhalten

Das Vereinsleben wird sich in den 
nächsten Jahren weiter verändern, 
hin zu mehr Initiativen, zu Projekt-
arbeit und weg von langfristigen 
Bindungen. Diese Entwicklung ist 
von den Verantwortlichen zu be-
gleiten, um die Qualität in der Kul-
turarbeit intensiv zu fördern und 
auch zu fordern. Kulturverwaltun-
gen müssen sich immer mehr zu 
Dienstleistern entwickeln, die den 
Wunsch der Bürgerinnen und Bür-
ger nach regionaler Identität und 
der Stärkung der Eigenarten ihrer 
Region oder ihres Heimatortes 
möglich machen. Veranstaltungen 
und Projekte, bei denen Inklusion 
im Zentrum steht, genießen dabei 
die besondere politische Unter-
stützung.

Jugendförderung bei Kultur und 
Musik 

Die beste Investition in unsere 
Jugend ist deren kulturelle Aus-
bildung in allen Kulturbereichen, 
deshalb sind die vielfältigen Be-
strebungen der Ausbildungsrich-
tungen der klassischen Musik, 
der traditionellen Volksmusik, des Pompejanium, Aschaffenburg
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Chorgesangs und der Popularmu-
sik nachhaltig zu unterstützen. 
Musik kann neben dem Sport ge-
rade auch für die Integration von 
Neubürgern die Bindung schaffen, 
die unsere Gesellschaft braucht, 
um zusammenzuwachsen. 

Die ländlichen Bereiche brauchen 
mehr denn je ein aktives Vereins-
leben, um der Abwanderung der 
Jugend in die Großstädte Einhalt 
zu gebieten. Dezentrale Kultur-
konzepte tragen dazu bei, die 
strukturellen Entwicklungen im 
ländlichen Raum aufmerksam und 
nachhaltig zu begleiten. Die Fort-
bildungseinrichtungen dafür sind 
vorhanden. 

Erfahrungen und Vitalität enga-
gierter Senioren nutzen

Der demografische Wandel birgt 
für die Kulturarbeit große Chan-
cen, die unbedingt wahrzuneh-
men sind. Gut ausgebildete, jung 
gebliebene, engagierte Seniorin-
nen und Senioren können ihren 
reichen Erfahrungsschatz in die 
Kulturarbeit im Bereich Musik, 
Theater, Kleinkunst, Malerei und 
Geschichtsforschung einbringen. 

Die Politik kann hierfür die nöti-
gen Rahmenbedingungen schaf-
fen wie z. B. die kulturfreundlich 
auszugestaltende Künstlersozial-
abgabe sowie bürgerfreundliche 
Regelungen im Bereich des Ver-
eins- und Steuerrechts. Diese Vor-
aussetzungen sind wichtig, um bei 
den Menschen die Lust auf das 
Ehrenamt zu steigern und insbe-
sondere die Voraussetzungen zu 
schaffen, dass sich viele Bürgerin-
nen und Bürger in den Vereinen 
gerne und mit Freude engagieren.

Vielfalt unserer regionalen Kul-
turveranstaltungen sichern und 
unterstützen

Neben den seit Jahren beste-
henden kulturellen Leuchtturm-
Veranstaltungen ist es gerade in 
den vergangenen zwanzig Jahren 
gelungen, auch außerhalb der 
Oberzentren Festivals von über-
regionaler Bedeutung zu entwi-
ckeln. Dies war möglich durch eine 
konzeptionelle, saubere Positio-
nierung. Diese auch touristisch 
gut zu vermarktenden Festivals 
müssen weiterhin unterstützt 
und weiterentwickelt werden. 
Parallel dazu ist die Vielzahl re-
gionaler Kulturveranstaltungen 
dringend notwendig. Für unsere 
Gesellschaft und der Gewinnung 
von Betriebsansiedlungen ist die 
Entwicklung der weichen Stand-
ortfaktoren unverzichtbar. 

Die Einbindung ehrenamtlicher 
Strukturen im Festspielbereich 
wie auch bei musikalischen Veran-
staltungen ist zu fördern. Zu nen-
nen wäre hier beispielsweise das 
Musikfestival Saale Musicum, die 
Fränkischen Musiktage Alzenau, 
die Passionsspiele in Sömmers-
dorf oder die reiche Festspielkul-
tur in vielen historischen Städten 
in Unterfranken.

Die Kulturgeschichte einer gan-
zen Region auf attraktive Weise in 
Form von Wanderwegen und Akti-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Kunst und Musik als Mittel 
der Integration stärken.

•	 Senioren verstärkt für ehren-
amtliche Kulturarbeit gewin-
nen.

•	 Lust auf Ehrenamt steigern 
durch Bürokratieabbau im 
Vereins- und Steuerrecht.

•	 Kultur und Tourismus positiv 
verknüpfen und als Standort-
faktor auch für Betriebsan-
siedlungen nutzen.

•	 Neue Traditionen wie Fas-
nacht in Franken ausbauen.

•	 Unterstützung der Arbeit 
unserer Bezirks- und Kreishei-
matpfleger.

•	 Finanzielle Unterstützung der 
Kommunen und Allianzen für 
Regionalmanagement und 
interkommunale Entwicklung.

Deutsches Fastnachtmuseum, Kitzingen
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onen zu präsentieren, vernetzt mit 
den örtlichen Vereinen, macht sich 
seit Jahren das Archäologische 
Spessartprojekt zur Aufgabe. Mau-
erreste und Fundamente von un-
zähligen Burgen und Schlössern 
wurden inzwischen archäologisch 
freigelegt und wissenschaftlich 
begleitet. 

Tradition, Brauchtum und Heimat-
pflege bewusst vermitteln

In Zeiten moderner Kommuni-
kationsmöglichkeiten ist bei 
staatlichen Stellen darüber nach-
zudenken, ob durch dezentral um-
gewidmete Beratungskompetenz, 
die begrenzten Ressourcen vor Ort 
besser genutzt werden können. 
Kulturarbeit lebt nicht von einer 
ständig steigenden Förderung, 
sondern von durchdachten Projek-
ten, von qualitätvollen Künstlern 
und einem gedeihlichen Miteinan-
der von Bürgerinnen und Bürgern 
und den Kulturschaffenden.

Gerade auch in den traditionellen 
Bereichen der Heimatpflege hat 
sich ein moderner Ansatz durch-
gesetzt, der eher in die Zukunft 
schaut. Tracht zu tragen, ist wieder 
„in“. Hier sollten wir Unterfranken 
selbstbewusst eine regionale Viel-
falt von Kleidung, entsprechend 
ihrer Tradition, entwickeln. Im Be-
reich der Mundart ist dies durch 
unsere überregional bekannten 
Kabarettisten bereits hervorra-
gend gelungen.

Einen zukunftsweisenden Weg 
gehen auch Bezirksheimatpflege 
und Universität mit ihren Online-
Datenbanken zur fränkischen Lan-
des- und Kulturgeschichte: 

Regionalmanagement 

Die Entwicklung des ländlichen 
Raumes hängt ganz maßgeblich 
davon ab, dass das schon vorhan-
dene Potential ausreichend ge-
nutzt werden kann und eine Basis 
des Vertrauens aufgebaut wird. 

Anstatt einzelner Ziele in unseren 
Kommunen müssen gemeinsame 
Ziele von Regionen erarbeitet und 
umgesetzt werden.
Dies geschieht bereits in soge-
nannten „Integrierten ländlichen 
Entwicklungskonzepten“. Diese 
von professionellen Regional-
managern betreuten Allianzen 
arbeiten eng mit den überregio-
nalen Entwicklern in den Land-
ratsämtern sowie der Regierung 
zusammen. Gemeinsame Indus-
triegebiete, gemeinsame Kultur- 
und Kunstförderung ebenso wie 
abgestimmte Infrastrukturpro-
jekte fördern den Standort und 
machen diesen auch für  Neubür-
ger und Jugendliche interessant 
und Lebenswert. Durch attraktive 
Wohnquartiere, anspruchsvolle 
Bildungseinrichtungen, Kleinkunst 
in der Region und Kultur auch in 
den Mittel- und Kleinzentren kann 
die Flucht in die Ballungsräume 
verhindert werden. Dazu bedarf es 
weiterhin großzügiger Förderku-
lissen durch Staat und Politik.

„Unser Brauchtum, 
unsere Kultur und 
unsere Traditionen 
sind fester Bestand-
teil des Lebens- und 
Heimatgefühls.“

Kirchweih in Sennfeld
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		 Wirtschaft, Energie und 		   	
		 Tourismus

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Fortführung der regionalen 
Wirtschaftsförderung und des 
bayerischen Mittelstandspro-
grammes.

•	 Im Dialog von Wirtschaft, 
Wissenschaft und Politik die  
I-Factory in Schweinfurt  
installieren und durch die 
FHWS begleiten unter Nut-
zung der neuen Fördermög-
lichkeiten.

•	 „Digitalisierungszentrum 
Unterfranken“ etablieren mit 
Fördergeldern des Freistaa-
tes.

•	 Status der bayerischen Regi-
onalförderung dem Bedarf 
anpassen und überprüfen.

Welche neuen Ideen und Rahmen-
bedingungen müssen verwirklicht 
werden, damit Unterfranken in-
novativ, produktiv und attraktiv 
bleibt? In einer weltweit vernetz-
ten und sich ständig verändern-
den Wirtschaft wächst der Druck 
auf alle Regionen: Im Vergleich zu 
deutschen Ländern ist Bayern und 
Unterfranken zwar Spitze, aber als 
Region mit einem Exportanteil von 
über 40 Prozent müssen wir auch 
mit der Dynamik anderer Wirt-
schaftsregionen, insbesondere mit 
den sogenannten Schwellenlän-
dern, mithalten.
Wir brauchen beste Rahmenbe-
dingungen für einen produktiven 
Mittelstand und unser Handwerk. 
Wir wollen den Menschen in Main-
franken eine attraktive Arbeitswelt 
bieten. Und wir wollen mit Innova-
tionen die Lebensqualität für die 
Menschen in Bayern verbessern.
Unterfranken zeichnet sich 
durch eine leistungsstarke Wirt-
schaftsstruktur mit vielen mittel-
ständischen Unternehmen und 
Handwerksbetrieben, einem er-

folgreichen Dienstleistungsbereich, 
einer modernen Tourismusbranche 
und einer ausgezeichneten For-
schungslandschaft aus. Stabiles 
Fundament ist die Industrie: Jeder 
vierte Arbeitnehmer ist im verar-
beitenden Gewerbe beschäftigt. 
Schlüsselbranchen sind der Ma-
schinenbau, der Fahrzeugbau so-
wie die Herstellung elektrischer 
Ausrüstungen. 

Die CSU  wird ihren Teil dazu bei-
tragen, Unterfranken  die nächsten 
Jahre Stück für Stück zum Standort 
höchster Innovationskraft und so-
mit Wirtschaftsstärke zu machen. 
Dazu muss die Zusammenarbeit 
von Wirtschaft, Wissenschaft und 
Politik eng vernetzt werden zur 
stetigen Stärkung der regionalen 
Unternehmen und der Kommunen.

Wirtschaft
Die regionale Wirtschaftsförderung 
ist nach wie vor ein Erfolgsmodell 
für den Mittelstand. Dadurch wur-
den in den vergangenen Jahren 
auch in Unterfranken viele Arbeits-

Gewerbegebiet, Lohr am Main
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Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Industrie 4.0 in Unterfranken 
aktiv mitgestalten.

•	 Die verfügbaren Fachkräfte 
sind neben den Forschungs-
einrichtungen und der 
Infrastruktur die elementaren 
Bausteine für den Branchen-
mix und die Ansiedlung von 
Schlüsselbranchen um, einen 
Spitzenplatz im Wettstreit der 
Regionen zu behaupten. 

•	 Die aktuellen Arbeitslosensta-
tistiken, in denen Unterfran-
ken seit Jahren die geringsten 
Quoten verzeichnet, zeigt,  
dass die CSU die Weichen 
richtig gestellt hat.

•	 Attraktive Wohngebiete, gute 
ÖPNV-Anbindungen, ausrei-
chende Kinderbetreuung und 
bezahlbare Energiepreise als 
Basis und Wohlfühlfaktor für 
neue Fach- und Führungskräf-
te.

plätze geschaffen und Investitio-
nen getätigt.
Das bayerische Mittelstandskredit-
programm ist ein Erfolgsfaktor für 
kleine und mittlere Unternehmen 
und stärkt auch Unternehmens-
gründungen und Start-Ups.

Das für Unterfranken beschlossene  
Digitalisierungszentrum in Verbin-
dung mit unseren Gründerzentren 
muss schnell etabliert werden, um 
die heimische Wirtschaft und die 
Start-Up-Szene in Unterfranken zu 
stärken.

Bayern stärkt durch die Regional-
förderung seine Regionen. Aller-
dings sollte der jeweilige Status 
dem aktuellen Bedarf angepasst 
werden. Die derzeitige Regelung, 
dass circa 70 Prozent der Förder-
mittel in die Regionen Oberpfalz 
und Niederbayern fließen, sollte 
überdacht und angepasst werden.

Industrie 4.0 – Digitalisierung
Fachleute in Wirtschaft und For-
schung sprechen von einer vier-
ten industriellen Revolution, wenn 
von Digitalisierung die Rede ist. 
Für diese Veränderung hat sich 
bereits eine Vielzahl von Begriffen 
eingebürgert: „Digitalisierte Fabrik, 
Smart Factory oder auch Industrie 
4.0“. Die für manche heute noch fu-
turistisch und abstrakt klingenden 
Begriffe beschreiben tatsächlich 
den technischen Fortschritt dessen 
Auswirkungen auf die Gesellschaft 
und unsere unterfränkische Wirt-
schaft enorm sind. Die Digitalisie-
rung beeinflusst das gesamte Wirt-
schaftsleben. Sie betrifft große und 
kleine Unternehmen, weil diese 
Schritt halten müssen, sie tangie-
ren die Arbeitnehmer, denen neue 
Qualifikationen abverlangt werden, 
genauso wie den Verbraucher. 
Die Frage, ob wir bei dieser techno-
logischen Entwicklung mithalten, 
am besten sogar mitgestalten und 
mitbestimmen können, entschei-
det über unsere weitere Wettbe-
werbsfähigkeit in der Region.

Fachkräftesicherung
Hier geht es darum, die regionalen 

Kräfte zu bündeln, um Unterfran-
ken gemeinsam für Fachkräfte 
attraktiv zu machen und somit 
Wachstums- und Innovationsfähig-
keit zu erreichen.
Unterfranken bietet beste Voraus-
setzungen, wenn unsere Kommu-
nen auch die dazu notwendigen 
attraktiven Lebensräume schaffen. 
Ein verstärktes Regionalmarketing 
sollte die Anwerbung qualifizierter 
Fachkräfte von außen unterstützen 
und auch für Neuankömmlinge 
eine Willkommenskultur etablie-
ren.

• Bewährtes System der dualen Be-
rufsausbildung in Verbindung mit 
dem Meistervorbehalt erhalten
• Demografischer Wandel: Absiche-
rung von Unternehmensnachfol-
gen und Existenzgründungen
• Potentiale älterer Arbeitnehmer 
nutzen durch altersgerechte Ar-
beitsmodelle und gezielte Gesund-
heitspolitik
• Rahmenbedingungen zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie 
schaffen, um das Fachkräftepoten-
tial hochqualifizierter Frauen zu 
nutzen
• Förderkulisse und Arbeitsbedin-
gungen für Menschen mit Behin-
derung verbessern und Ausbil-
dungsmöglichkeiten schaffen
• Ausländische Bildungsabschlüsse 
schneller anerkennen und Flücht-
linge an die Arbeitswelt heranfüh-
ren
• Sensibilisierung der Kommunen 
für das Thema Fachkräftesicherung 
als kommunale Aufgabe und Hilfe 
beim Aufbau von Strukturen.
• Regionalentwicklung: Unsere 
Städte und Kommunen bilden 
künftig für die älter werdende Be-
völkerung zentrale Lebens- und 
Versorgungsräume. 
Attraktive Gewerbeflächen und 
Wohngebiete sind Anziehungs-
punkte für die Neuansiedlung oder 
den Bestand von Unternehmen. 
Verkehrswege und Gewerbeflä-
chen müssen den künftigen Anfor-
derungen angepasst werden und 
auch der öffentliche Nahverkehr 
muss den regionalen Anforderun-
gen Rechnung tragen. Eine bezahl- Wälzlager aus Unterfranken
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bare Energieversorgung und aus-
reichend bezahlbarer Wohnraum 
sind weitere Grundpfeiler der Rah-
menbedingungen für eine prospe-
rierende Region.

Erbschaftssteuer
Auf massive Initiative der CSU wur-
de im Juni 2016 die Erbschaftssteu-
er im Bund neu geregelt. Wir sind 
im Wesentlichen damit zufrieden, 
fordern aber die Erhebung zur Län-
dersteuer zu machen, damit wir in 
Bayern zukunftsorientiert unsere 
Unternehmen und Handwerker vor 
allem im Kleingewerbe unterstüt-
zen können.
 
Infrastruktur
Die Internationalisierung ist eine 
tragende Säule unseres Standor-
tes. Schon heute hat Mainfranken 
eine Exportquote von über 40 Pro-
zent. Eine weitere Internationali-
sierung, indem immer mehr kleine 
und mittlere Unternehmen neue 
Märkte innerhalb und außerhalb 
der EU erschließen, stärkt die ge-
samte regionale Wirtschaft.

Unterfrankens Lage im Herzen 
Europas ist ein Alleinstellungs-
merkmal an sich. Leistungsfähige, 
vernetzte und somit kurze Ver-
kehrswege sind deshalb Vorausset-
zung für Wachstum, Wettbewerbs-
fähigkeit und Innovation. Dies hilft 
der Wirtschaft, aber insbesondere 
auch den Bürgern im Zeitalter im-
mer steigender Mobilität. 
Gleichzeitig muss diese für alle 
Bürger bezahlbar bleiben, um den 
ländlichen Raum nicht zu schwä-
chen. Unverzichtbarer Bestandteil 
der Daseinsvorsorge ist der öffent-
liche Nahverkehr (ÖPNV), insbeson-
dere in der Fläche.

Autobahn- und Straßennetz
Der aktuelle 6-spurige Ausbau der 
A3 nebst notwendigen Lärmschutz-
maßnahmen ist dringend durch-
gehend bis Erlangen umzusetzen. 
Mit der A7, der A70 und der A71 ist 
Unterfranken verkehrstechnisch 
hervorragend im Fernstraßennetz 
eingebunden. 

Schnelles Internet
Neben der klassischen Infrastruk-
tur ist der Zugang zum schnel-
len Internet eine entscheidende 
Standortvoraussetzung. Zwischen 
den Ballungsräumen und dem 
ländlichen Raum darf es keine zu-
sätzlichen Wettbewerbsnachteile 
geben. Das bayerische Förderpro-
gramm „Breitbandinitiative“ mit 
1,5 Mrd. € wird intensiv von den 
Kommunen genutzt. Wir fordern 
die schnelle Umsetzung in Unter-
franken auf der Basis der bayeri-
schen Breitbandinitiative. 
Die Kommunen in Unterfranken 
werden aufgerufen, gegebenen-
falls mit weiteren Anträgen die 
bis 2018 zur Verfügung stehenden 
Fördermittel, auch als mögliche 
Kofinanzierung mit Bundesmitteln 
auszuschöpfen (Details siehe „Ver-
kehr, Infrastruktur und Breitband).

Bahn
Unterfranken ist aktuell mit seinen 
Bahnhöfen Würzburg und Aschaf-
fenburg ins ICE-Netz der Deutschen 
Bahn eingebunden. Die Anbindung 
sowohl in Nord-Süd- als auch in 
Ost-Westrichtung im Stundentakt 
ist zwingend erforderlich. Hierauf 
muss die Politik ebenso achten wie 
auf den zeitnahen und zeitgemä-
ßen Ausbau der Hauptbahnhöfe 
Würzburg und Schweinfurt. Ver-
besserte bzw. direkte Anschluss-
möglichkeiten des „Oberzentrums 
Bad Kissingen - Bad Neustadt“ von 
Schweinfurt nach Fulda sind anzu-
streben.

Vernetzung von Wirtschaft und 
Wissenschaft
Speziell in Unterfranken ist die 
Politik als Mediator aber auch als 
Impulsgeber gefordert, gilt es doch 
die Interessen und Ziele von zwei 
Industrie- und Handelskammern, 
der Handwerkskammer, der Verei-
nigung der Bayerischen Wirtschaft 
sowie weiterer Verbände sowie 
von drei Planungsregionen zu Ge-
samtforderungen zu bündeln.

Zur langfristigen Standortsiche-
rung in Mainfranken muss die 
Zusammenarbeit von Wirtschaft 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Erbschaftssteuer zur Länder-
sache machen.

•	 Den öffentlichen Nahverkehr 
(ÖPNV) vor allem in der Flä-
che ausbauen.

•	 Wir fordern, den 6-spurigen 
Ausbau der A3 und teilwei-
se der A7 schnellstmöglich 
umzusetzen.

•	 Schnelles Internet mit min. 30 
Mbit/s in der Fläche umset-
zen mit Hilfe der aktuellen 
Förderprogramme.

•	 Bayern fördert mit 2 Mrd. € 
das 3-fache wie alle anderen 
Bundesländer zusammen.

•	 Kommunen sollen Fördermit-
tel zur Breitbanderschließung 
voll ausschöpfen (Kofinanzie-
rungsrichtlinie KofBbR).

Linde-Gabelstapler, Aschaffenburg
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und Wissenschaft gefordert und 
gefördert werden. Dies betrifft 
die Universität genauso wie die 
Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften in Aschaffenburg und 
Würzburg-Schweinfurt sowie unse-
re vielen Gründerzentren und au-
ßeruniversitären Forschungszent-
ren.
Die Zusammenarbeit bei der Di-
gitalisierungsoffensive sowie die 
Umsetzung von Industrie 4.0 im 
Zuge der Installation einer I-Facto-
ry, federführend durch die FHWS in 
Schweinfurt mit Außenstellen zum 
Beispiel in Bad Neustadt, ebenso 
wie die Zukunftsfabrik am SKZ in 
Würzburg, müssen erklärtes Ziel 
sein.

Den Technologiewandel gestalten, 
Zukunftstechnologien vordenken, 
Handlungsempfehlungen geben 
und die Netzwerke ständig aktiv 
halten: Dies hat sich der Zukunfts-
rat der bayerischen Wirtschaft auf-
erlegt, in dem natürlich auch die 
Politik kompetent vertreten ist.
Für Unterfranken wichtig ist die 
Institutionalisierung und weitere 
finanzielle Unterstützung des Frei-
staates Bayern für das „Zentrum 
für Telemedizin“ (TTZ) in Bad Kissin-
gen (Näheres unter Forschung und 
Wissenschaft).
Die Forschungsaktivitäten von 
Professor Ackva mit ca. 40 Wis-
senschaftlern zur „Elektromobili-
tät“ der FHWS am Standort Bad 
Neustadt benötigen dringend die 
weiteren Förderzusagen des Frei-
staates Bayern. Hier zeigen Erfah-
rungen, dass gemeinsam mit der 
regionalen Wirtschaft zukunftswei-
sende Fortschritte erzielt werden 
können (Näheres unter Forschung 
und Wissenschaft).

Stärkung der Gründerzentren in 
Unterfranken
Unsere Gründerzentren in Unter-
franken sind eine hervorragende 
Einrichtung, sie vernetzen den 
Kontakt zur Wirtschaft und sind 
Sprungbrett für Start-Ups kleinerer 
Firmen. Sie sind Berater für Exis-
tenzgründer und bilden optimale 
Startbedingungen und vielfältige 

Entwicklungsmöglichkeiten. Ihre 
Aufgaben sind Forschung und Tech-
nologie sowie Bildung und Transfer.
Unterfranken ist mit seinen aktu-
ellen Gründerzentren für Techno-
logie „GRIBS“ in Schweinfurt,  „TGZ“ 
in Würzburg, „ZENTEC“ in Groß-
wallstadt, „IGZ“ in Würzburg und 
seinen allgemeinen Gründerzen-
tren „Chancencenter Maintal“ in 
Schweinfurt, „Gründer-Servicenetz“ 
in Karlstadt und „RSG“ in Bad Kis-
singen sehr aktiv. Wie von der CSU 
Unterfranken gefordert, wurde im 
Juli 2016 seitens der Staatsregie-
rung die Neugründung und För-
derung eines Digitalen Gründer-
zentrums in Würzburg genehmigt, 
welches in Verbindung mit den vor-
handenen Zentren in Schweinfurt 
und  Bad Kissingen den  mainfrän-
kischen Raum abdeckt. Für den Be-
reich Untermain wurde seitens des 
Wirtschaftsministeriums ein zwei-
tes Digitalisierungszentrum für 
Unterfranken in Aussicht gestellt. 
Hier sollen für den Bereich „Indus-
trie 4.0“ sowie für Start Ups neue 
Möglichkeiten der Zusammenar-
beit von Wirtschaft und Forschung 
entstehen.
Eine Sonderstellung nimmt hier 
das Technologie-Transfer-Zentrum 
„TTZ-EMO“  ein, welches als Insti-
tut der Hochschule für angewand-
te Wissenschaften Würzburg–
Schweinfurt in der Modellstadt 
für Elektromobilität Bad Neustadt 
betrieben wird.

Energie
Moderner Energiemix und Netzsta-
bilität
• Wir fordern vom Bund neue steu-
erliche Fördermöglichkeiten für die 
energetische Sanierung von Wohn-
gebäuden. Das „10.000-Häuser-
Förderprogramm“ der Bayerischen 
Staatsregierung für innovative Ge-
bäude und Heizsysteme soll inten-
siv genutzt werden.
• Unterfranken hat bei der Wind-
kraft die bisher meisten Anstren-
gungen aller Regierungsbezirke 
unternommen und somit für große 
dezentrale Energieversorgung vor-
gesorgt. Ausdrücklich verweisen 
wir hier auf die neuen baurecht-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Hauptbahnhöfe in Würzburg 
und Schweinfurt modernisie-
ren und barrierefrei ausbau-
en.

•	 Barrierefreiheit für die 
Bahnhöfe in den Kreisstädten 
ermöglichen.

•	 Vordenker für Zukunftstech-
nologien: Der „Wirtschaftsrat 
der bayerischen Wirtschaft“.

•	 Finanzielle Unterstützung des 
Zentrums für „Telemedizin“ 
in Bad Kissingen durch den 
Freistaat Bayern.

•	 Längerfristige Förderzusa-
gen des Freistaates für die 
FHWS zur „Elektromobilität“ 
am Standort Bad Neustadt 
erwirken.

•	 Auslaufende Finanzierungs-
modelle für Gründerzentren 
erneuern.

Unterfranken –  
Windkraftregion Nummer 1 in Bayern
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lichen Möglichkeiten bzw. Vorga-
ben. Mit der sogenannten „10-H 
Regelung“ ist in Bayern eine klare 
gesetzliche Grundlage geschaf-
fen. Mit der Möglichkeit, diese Ab-
standsregeln geringer zu gestal-
ten, wenn sich alle Beteiligten vor 
Ort einig sind, haben die Bürger 
und Kommunen Gestaltungsmög-
lichkeiten.
• Bei der Diskussion um die großen 
Stromtrassen haben die Bürger in 
Unterfranken mit ihrem Engage-
ment und ihren Sachargumenten 
ein Umdenken im Bund erreicht. 
Die ursprünglich geplante „Sued 
Link Stammstrecke“ wurde korri-
giert. Auf Drängen der Bayerischen 
Staatsregierung konnte somit eine 
deutliche Entlastung des Netzver-
knüpfungspunktes Grafenrhein-
feld erreicht und der Vorrang der 
Erdverkabelung durchgesetzt 
werden. Die von der Bundesnetz-
agentur geplanten Wechselstrom-
trassen P43 und P44 werden auf 
Drängen der CSU Unterfranken von 
der Bayerischen Staatsregierung 
abgelehnt.
• Wir fordern weiter die Vorrang-
stellung der Erdverkabelung durch 
gesetzliche Vorgaben und dadurch 
keine Notwendigkeit von landwirt-
schaftlichen Ausgleichsflächen. 
Für weiteren Leitungsausbau so-
wohl bei Gleichstrom- wie auch 
bei Wechselstromtrassen muss die 
bestmögliche Lösung wirtschaft-
lich und landschaftlich gefunden 
werden. 
Bei der weiteren Trassendiskussion 
fordern wir alle Prozessbeteiligten 
auf,  den  Dialog mit den Bürgern zu 
führen in dem zeitnah und transpa-
rent informiert wird. 
• Verlauf der Stromtrassen mög-
lichst mit Infrastrukturmaßnah-
men Straße kombinieren.
• Sicherstellung der Stromversor-
gung in der Industrie.

Tourismus
Hier wurden in den letzten Jahren 
viele Projekte unserer bisherigen 
Forderungen umgesetzt, welche 
die Einzigartigkeit unserer Land-
schaft eindrucksvoll untermauern 
und ergänzend zu den touristi-

schen Angeboten die Vielfalt und 
das Angebot der Region erwei-
tern. Als Beispiel sei hier das Stei-
gerwaldzentrum „Nachhaltigkeit 
erleben“ in Handthal mit dem 
Baumwipfelpfad der bayerischen 
Staatsforsten im direkt angrenzen-
den Ebrach erwähnt.

Weinbau
Unterfranken ist das Zentrum des 
fränkischen Weinbaus. Mit der Lan-
desanstalt für Weinbau und Gar-
tenbau haben wir eine erstklassige 
und anerkannte Forschungsanstalt 
in der Region.
Moderne Winzer mit erstklassi-
gen Weinen, eine ausgezeichne-
te Gastronomie, vielfältige Kultur 
und Kunst machen Unterfranken 
immer interessanter für Touristen, 
egal ob per Auto, Fahrrad, Schiff 
oder in Verbindung mit Wander-
touren in unseren Mittelgebirgen. 
Unsere wunderbare Natur rund 
um die Lebensader Main mit sei-
nen Nebenflüssen und mit dem 
Biosphärenreservat Rhön, mit den 
Regionen Haßberge, Steigerwald, 
Spessart und Odenwald ist ein tou-
ristisches Alleinstellungsmerkmal 
im Herzen Deutschlands, das einer 
professionellen Vermarktung be-
darf.

Mainradweg
Mit der touristischen Regionalför-
derung wurden in den letzten Jah-
ren tolle Projekte in Unterfranken 
entwickelt. Der Mainradweg wurde 
mit dieser Förderung  unterstützt 
und hat sich mittlerweile zum ers-
ten deutschen Fernradweg mit 5 
ADFC-Sternen entwickelt.

Unterfrankenradweg
Der Arbeitskreis Umwelt der CSU 
Unterfranken plant einen „Unter-
frankenradweg“ als weitere Ergän-
zung der touristischen Aktivitäten.

Kreuzfahrttourismus 
Der Flusskreuzfahrt-Tourismus 
entlang des Maines wird immer 
beliebter und somit zu einem wei-
teren wirtschaftlich interessanten 
Faktor vor allem in den Städten 
entlang des Maines. Hierzu ist die 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Moderner Energiemix und 
Netzstabilität für die Region 
schaffen.

•	 Gleichstromtrassen, wenn 
überhaupt, dann als Erdverka-
belung.

•	 Keine zusätzlichen landwirt-
schaftlichen Ausgleichsflä-
chen für die Stromtrassen.

•	 Eine mögliche Kombination 
der Stromtrassenverläufe mit 
Infrastrukturmaßnahmen 
wie Autobahn oder sonstiger 
Straßenbau ist zu prüfen.

•	 Bestmögliche Information al-
ler Beteiligten wird gefordert, 
auch von den Netzbetreibern.

Burgruine und Burgeninfozentrum Altenstein
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notwendige Infrastruktur in erster 
Linie durch die Kommunen zu leis-
ten.

Als Schlechtwetteralternativen für 
den Kreuzfahrttourismus gilt es, 
die bereits bestehenden touristi-
schen Highlights mit dem reich-
haltigen Angebot von Kunst, Kultur 
und Musik zu vernetzen.

Baumwipfelpfade in Rhön und 
Spessart
Die Möglichkeit der Umsetzung 
und Finanzierung eines Baumwip-
felpfades durch die Bayerischen 
Staatsforsten in der Rhön oder/
und Spessart prüfen.

Regionalmanagement
Stärkung und finanzielle Unterstüt-
zung der „Gründerzentren“ in un-
seren Ober- und Mittelzentren, wie 
z.B. im Bereich der Digitalisierung-
soffensive der Bayerischen Staats-
regierung.
Stärkung und finanzielle Unter-
stützung unserer überregionalen 
Planungsverbände und der Regi-
onalentwicklungsgesellschaften. 
Aktuell gibt es hier zwei Gesell-
schaften in Unterfranken. Die „Re-
gion Mainfranken GmbH“ und die 
„Initiative Bayerischer Untermain“.
Ziel muss hierbei sein, dass die Re-
gionalentwicklungsgesellschaften 
gemeinsame Ziele mit der Politik 
formulieren und geschlossen auf-
treten. 

Die Bayerische Staatsregierung 
und die Bundesregierung müssen 
die mittlerweile üblichen Anschub-
finanzierungen zu Gunsten einer 
kontinuierlichen, für die Kommu-
nen essentiell besser planbaren 
Förderkulisse ablösen. Dies soll 
längerfristige Managementstruk-
turen etablieren und sichern.
Die Regionalentwicklungsgesell-
schaften müssen auch zum Ziel 
haben, Unterfranken im internati-
onalen Standortwettbewerb um 
Unternehmen, Arbeitskräfte und 
Infrastrukturmaßnahmen bekann-
ter zu machen. Dies geht nur durch 
gemeinsame Definition klarer Stra-
tegien, die von den Akteuren der 

gesamten Region einheitlich ver-
treten werden können.

Heimatstrategie – Nordbayernini-
tiative 
Neue Forschungsinstitute, zusätz-
liche Studiengänge und die Sanie-
rung historischer Bauten in Un-
terfranken werden mit rund 140 
Mio. Euro vom Freistaat Bayern 
gefördert. Das ist ein großer Erfolg 
für die Region und eine enorme 
Stärkung des Wissenschafts- und 
Wirtschaftsstandortes. Viele die-
ser Projekte sind bis 2018 in der 
Umsetzungsphase – darunter die 
Generalsanierung der Festung Ma-
rienberg in Würzburg mit der Eta-
blierung des „Fränkischen Landes-
museums“.

Heimatstrategie – Behördenverla-
gerung
Bei der angestoßenen Behörden-
verlagerung werden die ländlichen 
Räume in Unterfranken gestärkt. 
346 Beamte und Tarifbeschäftigte 
werden nach dem Abschluss der 
Behördenverlagerung zusätzlich 
in der Region Unterfranken arbei-
ten. Hier werden die Landkreise 
Rhön-Grabfeld, Kitzingen, Haßber-
ge, Miltenberg und Main-Spessart 
gestärkt. Dies ist Ausdruck prakti-
scher Strukturpolitik und in Verbin-
dung mit der Nordbayerninitiative 
ein zentrales Instrument zur Stär-
kung der ländlichen Räume.

Verbraucherstandards erhalten
Das Transatlantisches Freihandels-
abkommen mit den USA (TTIP) bie-
tet gerade auch für die Wirtschaft 
in Unterfranken, insbesondere den 
Mittelstand, große Chancen. Die 
Wirtschaft kann durch den Abbau 
von Zöllen und bürokratischen Hür-
den profitieren. 
Ein abschließendes Urteil über TTIP 
bilden wir uns auf der Grundlage 
des finalen Vertragstextes.

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Wir fordern, den Tag der offe-
nen Tür in der Landesanstalt 
Veitshöchheim unbedingt 
jährlich abzuhalten, um dem 
großen Interesse der Öffent-
lichkeit gerecht zu werden.

•	 Wein, Lage, Kunst und Kultur 
als Alleinstellungsmerkmal 
erkennen und vermarkten.

•	 Infrastruktur für Flusskreuz-
fahrt-Tourismus schaffen 
und ergänzende touristische 
Schlechtwetteralternativen 
entwickeln.

•	 Umsetzung „Baumwipfelpfad“ 
in Rhön und/oder Spessart 
prüfen.

•	 Gemeinsame Zieldefinition 
und Strategieentwicklung 
aller Prozessbeteiligten bei 
den Planungsverbänden.

•	 Anschlussprojekte zum 
Nordbayernplan und deren 
Finanzierung erarbeiten.

•	 Behördenverlagerung als zen-
trales Instrument bayerischer 
Strukturpolitik.
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		I nnere Sicherheit, 
		 Schutz der Bürger

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Wirksame Grenzkontrollen, 
solange die EU-Außengrenzen 
nicht gesichert sind.

•	 Verstärkung der Schleierfahn-
dung.

•	 Engere Zusammenarbeit mit 
dem Bund und Stärkung der 
Nachrichtendienste.

•	 Stärkere internationale Zu-
sammenarbeit der Dienste.

•	 Wirksame Bekämpfung extre-
mistischer Entwicklungen.

•	 Prävention gegen Radikalisie-
rung und Aufklärung.

•	 Stete Fortbildung der Sicher-
heitsbehörden.

Die Polizei und  die Sicherheitsbe-
hörden sind in Bayern erstklassig 
aufgestellt. Die aktuelle Kriminal-
statistik für Unterfranken vom 
März 2016 zeigt, dass wir in Unter-
franken bundesweit Spitzenwerte 
in Sachen Sicherheit aufweisen. 

Anspruch weitsichtiger Politik ist 
es, sich fortlaufend auf die Ent-
wicklungen im Sicherheitsbereich 
einzustellen. Wir sind uns der 
Tatsache bewusst, dass es keine 
absolute Sicherheit weder vor 
Straftaten noch vor Terroranschlä-
gen geben kann. Aber wer in der 
politischen Verantwortung steht 
wie die CSU, muss alles technisch 
Mögliche und rechtlich Zulässige 
tun, Angriffe gegen unsere Bür-
gerinnen und Bürger sowie gegen 
unsere freiheitlich demokratische 
Grundordnung bereits im Vorfeld 
zu unterbinden. 

Zur Abwehr terroristischer Ge-
fahren und zur Grenzsicherung 
sollten auch Soldaten der Bundes-

wehr eingesetzt werden können. 
Hierzu müsste das Grundgesetz 
geändert werden. Augenmaß und 
Entschiedenheit sind dabei unse-
re Richtschnur. Wir fühlen uns der 
Sicherheit der Menschen in  Bay-
ern zutiefst verpflichtet.

Wirksame Grenzkontrollen
Solange ein effektiver Schutz der 
EU Außengrenzen nicht gewähr-
leistet ist, erwarten wir von der 
Bundespolizei eine umfassende 
Kontrolle der Landesgrenzen und 
eine vollkommene Registrierung 
asylsuchender Personen.

Verstärkung der Schleierfahn-
dung
Eine entscheidende Rolle bei der 
Grenzsicherung spielt die Schlei-
erfahndung. Das hat  nicht zuletzt 
die Entdeckung  eines Fahrzeu-
ges mit mehreren Gewehren und 
Sprengstoff durch bayerische Poli-
zisten auf der A8 gezeigt. Wir for-
dern daher die Schleierfahndung 
in Grenznähe sowie auf  den Auto-

Würzburg bei Nacht
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Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren.

•	 Die CSU fordert Trainingszent-
rum der Polizei für Unterfran-
ken.

•	 Anpassung der Personal-
Sollstärke der Polizei in Unter-
franken an die Erfordernisse 
vor Ort (z.B. bei Fußballspie-
len in der 2. Bundesliga).

•	 Besserer Schutz vor Woh-
nungseinbrüchen.

•	 Ausstattung der Behörden in 
Technik, Hard- und Software 
stetig anpassen.

•	 Bekämpfung der Cyber-Krimi-
nalität stärken.

•	 Ausbau der digitalen Spuren-
sicherung und längere Spei-
cherung von Verbindungs- 
und Verkehrsdaten.

bahnen und Bundesstraßen deut-
lich auszuweiten.

Zügige Verabschiedung der No-
velle des Bayrischen Verfassungs-
schutzgesetzes
Bayern setzt auf einen leistungs-
fähigen Verfassungsschutz. Mit 
der vorgelegten Novelle des Ver-
fassungsschutzgesetzes verbes-
sern wir die Handlungsfähigkeit 
unseres Verfassungsschutzes und 
tragen aktuellen neuen Heraus-
forderungen wie der Bedrohung 
durch den islamistischen Terror 
Rechnung.

Engere Zusammenarbeit im Bund 
und International
Wir treten mit Nachdruck für eine 
Verbesserung dieser Zusammen-
arbeit ein, vor allem für eine stär-
kere institutionelle Zusammen-
arbeit in der EU, z.B. durch eine 
Stärkung von Europol, Interpol 
und Frontex, aber auch der Koope-
ration mit den USA.
Wir stellen uns damit bewusst 
gegen die falsche Politik anderer 
Parteien, die diese Zusammenar-
beit bzw. die Notwendigkeit von 
Nachrichtendiensten immer wie-
der reflexartig in Frage stellen. 
Eine Schwächung der Nachrich-
tendienste auf Bundes- und Lan-
desebene ist mit der CSU nicht zu 
machen, denn nachrichtendienst-
liche Aufklärung ist für die Ver-
hinderung von Terroranschlägen 
zwingend erforderlich.

Dem, mit moderner Kommunika-
tionstechnik vernetzten internati-
onalen Terrorismus, kann nur mit 
der Vernetzung aller Erkenntnisse 
der Sicherheitsbehörden rechts-
staatlich begegnet werden.

Der Radikalisierung vorbeugen – 
präventive Maßnahmen verstär-
ken
Mittel- und langfristig gilt es, auch 
präventiv gegen die Umtriebe von 
Islamisten vorzugehen und junge 
Menschen den Fängen radikaler 
Hassprediger  zu entreißen. Die 

Radikalisierung Jugendlicher muss 
bereits im Keim erstickt und der 
Ausstieg aus radikalislamischen 
Gruppierungen unterstützt wer-
den.
Und hier sind nicht nur Sicher-
heitsbehörden gefordert. Dies ist 
eine gesamtstaatliche und eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 
der nur in der Breite durch unter-
schiedliche Präventionsträger be-
gegnet werden kann. Dies schließt 
Bereiche der Bildungsarbeit eben-
so mit ein wie Maßnahmen aus 
dem Bereich der Integrations- und 
Sozialpolitik sowie der Jugendar-
beit und dem Strafvollzug.

Stete Fortbildung der Sicherheits-
behörden
Die aktuelle Asyl- und Flücht-
lingssituation stellt die Behörden 
und die Polizei vor neue Heraus-
forderungen. Die große Zahl an 
Menschen,  die neu in unser Land 
kommen, erfordert umfangreiche 
Integrationsmaßnahmen als ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. 
Die Polizei muss schnell und in-
tensiv darauf vorbereitet werden, 
dass Polizeibeamtinnen und -be-
amte in zu erwartenden Krisensi-
tuationen, beim Aufeinandertref-
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fen unterschiedlicher Kulturen, 
besonders gefordert sein werden. 

Anpassung der Personalstärke an 
die Aufgaben der Polizei in Unter-
franken
Zur erfolgreichen Erledigung ihrer 
Aufgaben muss die unterfränki-
sche Polizei auf hohem Personal-
stand gehalten werden. Bei den 
besonders geforderten Einheiten  
ist eine Erhöhung der Personal-
stärke anzustreben. In Regionen 
mit vielen Gemeinschaftsunter-
künften für Asylsuchende stellen 
die  zusätzlichen Aufgaben eine 
personelle Belastung dar, für die 
ein Ausgleich geschaffen werden 
muss.

Schulung in interkultureller Kom-
petenz
Neben einer Stärkung der kom-
munikativen Fähigkeiten, Dees-
kalationstechniken und interkul-
tureller  Kompetenz geht es  zur 
Förderung  der Eigensicherung für 
unsere Polizei darum, die Einsatz-
kräfte nachhaltig in Abwehr- und 
Selbstverteidigungstechniken zu  
schulen, um sich notfalls auch ge-
gen größere Personengruppen 
verteidigen und polizeiliche Maß-

nahmen durchsetzen zu können.

CSU fordert neues Trainingszent-
rum in Würzburg
Zu diesem Zweck soll  ein Zentrum 
für das polizeiliche Einsatztraining 
(PE-Zentrum)  innerhalb des Ge-
ländes der III. Bereitschaftspolizei-
abteilung in Würzburg geschaffen 
werden.  Dadurch wird die Profes-
sionalisierung der Fort- und Wei-
terbildung unserer Polizistinnen 
und Polizisten gezielt unterstützt.

Änderung des Gesetzes zum Woh-
nungseinbruchsdiebstahl
Zum einen muss die bislang vor-
gesehene Möglichkeit des min-
der schweren Falles mit einem 
erheblich milderen Strafrahmen 
gestrichen werden. Einbrüche in 
die eigenen vier Wände sind ange-
sichts der gravierenden, vor allem 
auch psychischen Folgen für die 
Opfer nie minder schwere Fälle. 
Diese Wertungsunwucht müssen 
wir durch Änderung der Gesetzge-
bung beseitigen und der Bedeu-
tung der Tat gerechte Strafen er-
möglichen. Zum anderen müssen 
die Aufklärungsmöglichkeiten der 
Strafverfolgungsbehörden verbes-
sert werden. 

„Die Opfer und die 
besorgten Bürgerin-
nen und Bürger er-
warten von uns, dass 
wir ihre Ängste ernst 
nehmen und alles 
dafür tun, dass sich 
diese Ängste nicht 
realisieren! Mit einer 
zügigen Reform des 
Gesetzes zum Woh-
nungseinbruchdieb-
stahl würden wir ein 
eindeutiges Zeichen 
für den Opferschutz 
setzen!“

Neue Uniformen für die bayerischen Sicherheitsbehörden
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Besserer Schutz vor Wohnungs-
einbrechern
Die CSU fordert die Bekämpfung 
des Wohnungseinbruchsdieb-
stahls. Ein Delikt, das nicht selten 
von reisenden Tätern aus dem 
osteuropäischen Raum begangen  
wird, die sich unmittelbar nach der 
Tat  über die Autobahnen absetzen. 
Besonders Regionen mit guter An-
bindung an das Fernstraßennetz 
sind davon betroffen. Aus diesem 
Grund fordert die CSU, dass die zi-
vilen Fahndungseinheiten der Au-
tobahnpolizei ebenso ausreichend 
mit Personal versorgt sein müssen 
wie die Kommissariate der Krimi-
nalpolizei, die sich mit der grenz-
überschreitenden Kriminalität zu 
befassen haben.

Ausstattung der Sicherheitsbehör-
den auf technischem Topniveau
Polizei, Staatsanwaltschaft und 
Gerichte müssen in der Lage sein, 
den Tätern, die technische Neue-
rungen für ihre Zwecke nutzen, auf 
Augenhöhe zu begegnen. Die digi-
tale Spurensicherung muss weiter 
ausgebaut werden. Dazu gehört 
auch eine längere Speicherung 
von Verbindungs- und Verkehrsda-
ten. Es darf keinen Innovationsvor-

sprung für das Verbrechen geben. 
Zudem müssen die Liegenschaften 
von Polizei und Justitz stetig mo-
dernisiert werden.

Aktive Nutzung moderner Kom-
munikationsmittel
Die unterfränkische CSU fordert 
zukünftig die aktive Nutzung von 
sozialen Online-Netzwerken. Die 
erfolgreiche Warnung vor geplan-
ten Terroranschlägen zum Jahres-
wechsel in München hat gezeigt, 
dass die Nutzung moderner Kom-
munikationsmittel das positive 
Image einer kommunikativen 
Bürgerpolizei nachhaltig fördern 
kann. Diese Aufgabe ist nicht „ne-
benbei“ zu erledigen. Deshalb for-
dert die CSU gut geschultes, nicht 
zu knapp bemessenes Personal 
als Schlüssel zum Erfolg. 

Neubau Amtsgericht, Haßfurt (Nieto Sobejano Arquitectos Berlin, Madrid)

Neubau der Feuerwehrschule Würzburg



18

		F orschung und 
		 Wissenschaft

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Umsetzung der Nordbayern-
initiative der Staatsregierung 
mit 177 Mio € für die Hoch-
schulstädte Aschaffenburg, 
Würzburg, Schweinfurt.

•	 Aufbauphase II am Fraunho-
fer IWKS in Alzenau umsetzen 
zur Installation eines dauer-
haften Instituts.

•	 Weitere staatliche Förderung 
des Zentrums für Telemedizin 
in Bad Kissingen.

•	 Aufbau eines Fraunhofer-
Translationszentrums für 
Muskuloskelettale Erkrankun-
gen in Würzburg. 

Unterfranken zeichnet sich durch 
eine moderne und leistungsfä-
hige Wissenschaftsinfrastruktur 
aus. Diese ist geprägt von einem 
Netzwerk aus renommierten 
Hochschulen, zahlreichen Spin-
Offs, Forschungszentren und 
Forschungsverbünden sowie Un-
ternehmen mit eigener Grund-
lagenforschung. Schlüsselfaktor 
hierbei ist die Spitzenforschung 
auf den Gebieten der Life Scien-
ces, der Bio- und Medizintechno-
logie, der Energieeffizienz und 
der Querschnittstechnologie Neue 
Materialien/Werkstoffe. Dieses 
Kompetenzprofil gilt es ebenso 
wie die hervorragende Hochschul-
landschaft weiterhin zu stärken, 
um so die Wettbewerbsfähigkeit 
und die Innovationskraft der Regi-
on sicherzustellen.

Zur Stärkung von Wissenschaft 
und Wirtschaft sollen im Rahmen 
der Nordbayern-Initiative bis 2018 
etwa 177 Millionen Euro nach Un-
terfranken fließen. Dies impliziert 

eine enorme Stärkung der Region 
und wichtige Impulse für Wissen-
schaft und Wirtschaft. Durch die In-
itiative werden in Aschaffenburg, 
Schweinfurt und in Würzburg vor 
allem in den Bereichen der For-
schung, Bildung und Hochschulen 
Projekte von herausragender und 
überregionaler Bedeutung ange-
schoben.

Am ersten Standort der neuen 
Fraunhofer-Projektgruppe für 
Wertstoffkreisläufe und Ressour-
censtrategie IWKS in Alzenau leis-
tet seit September 2011 ein inter-
disziplinäres Expertenteam einen 
wesentlichen Beitrag zur Entwick-
lung von Technologien und Prozes-
sen für das Recycling und die Wie-
dergewinnung von wirtschaftlich 
signifikanten Werkstoffen sowie 
zur Entwicklung von Ersatzstoffen 
und -technologien. Nachdem dort, 
in der durch den Freistaat und den 
Bund geförderten Aufbaupha-
se I  wissenschaftliche Strukturen 
geschaffen und Investitionen in 

Hörsaal- und Seminargebäude der Universität Würzburg
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„Unterfranken zeich-
net sich durch eine 
moderne und leis-
tungsfähige Wissen-
schaftsinfrastruktur 
aus. Diese ist geprägt 
von einem Netzwerk 
aus renommierten 
Hochschulen, zahl-
reichen Spin-Offs, 
Forschungszentren 
und Forschungs-
verbünden sowie 
Unternehmen mit 
eigener Grundlagen-
forschung.“

Geräte sowie in den Aufbau als 
Grundlage für ein später mögli-
ches Institut erfolgten, werden 
für die Entwicklung und für den 
Ausbau von Forschungs- und In-
dustrieprojekten weitere Mittel 
benötigt. Diese sollen in der Auf-
bauphase II in Höhe von 12,5 Mio. 
Euro bereit gestellt werden.

Das Zentrum für Telemedizin in 
Bad Kissingen verbindet seit Be-
ginn seines Aufbaus im Jahr 2012 
erfolgreich Kompetenzen im 
Bereich Life Sciences und Tele-
matik durch Forschungsarbeiten 
im Bereich Telemedizin. Neben 
dem wissenschaftlichen Erkennt-
nisgewinn wird der Ausbau und 
die Stärkung telemedizinischer 
Dienstleistungen und Netzwerke – 
auch in Hinblick auf die bereits be-
stehende interdisziplinäre Zusam-
menarbeit zwischen Industrie und 
den Kliniken vor Ort – angestrebt. 
In den Betriebsjahren 2013 und 
2014 wurde das Zentrum seitens 
des Freistaats mit 500.000  Euro 
bzw. mit 347.000 Euro unterstützt, 
in 2015 mit 355.700 Euro.
Mit 10 Millionen Euro für die 
Projektförderung finanziert der 
Freistaat Bayern die Gründung 

eines Fraunhofer-Translationszen-
trums „Regenerative Therapien 
für Krebs- und Muskulosekelettale 
Erkrankungen“ in Würzburg unter 
Leitung der Spitzenforscherin Frau 
Prof. Heike Walles. Das Translati-
onszentrum wird als Institutsteil 
des Fraunhofer-Instituts für Grenz-
flächen- und Bioverfahrenstechnik 
IGB am Standort Würzburg einge-
richtet. Ziel ist es, Ergebnisse aus 
Materialforschung und regenera-
tiver Medizin schneller in die klini-
sche Entwicklung und die medizi-
nische Versorgung bringen.

Durch die skizzierten Entwicklun-
gen und Projekte hat die Region 
Unterfranken als Forschungs- und 
Wissenschaftsstandort in den 
letzten Jahren eine kontinuierli-
che Stärkung erfahren. Dennoch 
besteht hinsichtlich der weiteren 
Förderung der außeruniversitä-
ren Forschung und der Gründung 
von Forschungsverbünden und 
Kooperationsnetzwerken ebenso 
wie hinsichtlich der Weiterent-
wicklung der Universität und der 
Hochschule für angewandte Wis-
senschaften nach wie vor Hand-
lungsbedarf. Auch muss dem 
drohenden Fachkräftemangel in 

Hochschule für angewandte Wissenschaften, Schweinfurt 
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Industrie und Wirtschaft entge-
gengewirkt werden.

Stärkung der außeruniversitären 
Forschung

Die Entwicklung der Forschungs-
landschaft Unterfranken verläuft 
äußerst vielversprechend. In der 
Vergangenheit haben bereits 
wichtige Projekte zu deren Aus-
bau wertvolle Impulse und finan-
zielle Unterstützung erfahren. Es 
bedarf jedoch weiterhin der kon-
tinuierlichen Förderung, um das 
vorhandene Potential nachhaltig 
auszubauen.
Die von der Universität Würzburg 
gemeinsam mit den Universitäten 
Regensburg und Erlangen-Nürn-
berg gegründete „Forschungsal-
lianz Immunmedizin“ gilt es auch 
weiterhin zu fördern. Ziel der Alli-
anz ist es, Immuntherapien zu ent-
wickeln und durch gemeinsames 
Einwerben von Fördermitteln und 
Durchführen klinischer Studien 
den Prozess bis zur Anwendung 
der Therapien beim Menschen 
zu beschleunigen. Hierbei sollen 
die an den einzelnen Standorten 
aufgebauten immunologischen 
Potentiale langfristig in außeruni-

versitäre Einrichtungen überführt 
werden.
Auf Grundlage eines im Juni 2013 
abgeschlossenen Kooperations-
vertrages der Max-Planck-Gesell-
schaft und der Universität Würz-
burg wurde für die Dauer von fünf 
Jahren eine Max-Planck-Forscher-
gruppe „Systemimmunologie“ an 
der Universität Würzburg angesie-
delt. Die Kooperation ist der erste 
Schritt, ein Max-Planck-Institut zu 
etablieren und den Wissenschafts-
standort mit einer außeruniver-
sitären Einrichtung nachhaltig 
zu stärken. Hierdurch kommt die 
„Forschungsallianz Immunmedi-
zin“ dem Ziel, außeruniversitäre 
Forschung in der Immunologie an 
den nordbayerischen Standorten 
anzusiedeln, einen großen Schritt 
näher.
Im Rahmen der Nordbayerniniti-
ative ist eine Förderung der For-
schungsallianz in Höhe von 21,18 
Millionen Euro bis 2018 durch den 
Freistaat vorgesehen. Die CSU 
Unterfranken hatte sich bereits 
2012 für eine intensive Begleitung 
dieses Ziels durch die Staatsre-
gierung ausgesprochen, so dass 
am Wissenschaftsstandort Würz-
burg eine außeruniversitäre For-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Weitere Stärkung der unter-
fränkischen Forschungs- und 
Wissenschaftsstandorte.

•	 Stärkung der außeruniversi-
tären Forschung in Unterfran-
ken.

•	 Gründung von Forschungs-
verbünden und Koopera-
tionsnetzwerken wie z.B. 
„Forschungsallianz Immun-
medizin“ gemeinsam mit der 
Uni Erlangen-Nürnberg und 
Regensburg.

•	 Industrie und Wirtschaft stär-
ken durch stetige Zuführung 
von Fachkräften.

•	 Max-Panck-Institut zur „Sys-
temimmunologie“ mittelfris-
tig in Würzburg ansiedeln.

Hochschule für angewandte Wissenschaften, Aschaffenburg 
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schungseinrichtung im Bereich 
der Life Sciences etabliert werden 
kann. Auch weiterhin ist das Pro-
jekt zu unterstützen.
Die Errichtung einer Zukunftsfab-
rik 2020 am Süddeutschen Kunst-
stoffzentrum (SKZ) in Würzburg 
findet mit einem Investitionsvolu-
men in Höhe von 11,52 Millionen 
Euro ebenfalls Berücksichtigung 
in dem Programm der Nordbay-
erninitiative. Für die Förderung 
einer solchen Zukunftsfabrik hatte 
sich die CSU Unterfranken einge-
setzt.
Die Zukunftsfabrik will moderne 
zukunftsfähige Fertigungskonzep-
te für innovative Kunststoffbautei-
le liefern, wobei die Produktions-
anlagen eine maßgeschneiderte 
Fertigung mit höchster Präzision 
und Reproduzierbarkeit ermögli-
chen und zugleich Demonstrati-
onsanlagen für Energieeffizienz 
sind. Sowohl klein- als auch mit-
telständische Unternehmen der 
für Bayern und Deutschland so 
bedeutenden Kunststoffindustrie 
und auch Studenten in der Ausbil-
dung sollen vom Modellcharakter 
des Gebäudes und der Produkti-
onstechniken profitieren. Ange-
sichts des so möglichen Wissens-
transfers in die Wirtschaft spricht 
sich die CSU Unterfranken nach 
wie vor für eine Förderung und 
unterstützende Begleitung des 
Projekts aus.
Ferner gilt es die am Universitäts-
standort Würzburg vorgesehene 
Ansiedlung einer Helmholtz-Ein-
richtung mit dem Schwerpunkt 
RNA-basierte Infektionsforschung 
zu unterstützen. In Ergänzung mit 
der Forschungsleistung des Helm-
holtz-Zentrums in Braunschweig 
können durch ein Helmholtz-In-
stitut in Würzburg wertvolle Im-
pulse zur Erforschung von neuen 
Therapieansätzen bei Infektions-
krankheiten entwickelt werden. 
Von der Ansiedlung eines solchen 
Instituts profitiert nicht nur die 
Region als Wissenschaftsstandort, 
sondern auch die fachspezifische 
Forschung, der wissenschaftliche 

Nachwuchs und dessen Förde-
rung.

Förderung nordbayerischer Alli-
anzen

Es zeigt sich, dass es nach wie vor 
weiterer nordbayerischer Allian-
zen bedarf, die das Know-how der 
Hochschulforschung bündeln und 
so den Wissenstransfer mit der 
heimischen Wirtschaft befördern. 
Die Bildung nordbayerischer Alli-
anzen kann einen wertvollen Bei-
trag dazu leisten, den Stellenwert 
Ober-, Mittel- und Unterfrankens 
als High-Tech-Region zu sichern. 
Als Grundlage für den Aufbau 
neuer und die Erweiterung beste-
hender Allianzen sollten die Kern-
kompetenzen in den Bereichen 
Life Sciences, Energie, Mobilität, 
Telematik, Nanotechnologie und 
Rohstoffmanagement dienen.

Weiterentwicklung der Universi-
tät und der Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften

Die Zahl der Studienanfänger in 
Bayern ist in den letzten Jahren 
konstant hoch geblieben. Nach 
Berechnungen der Kultusminis-
terkonferenz (KMK) wird sie erst 
im Jahr 2020 unter 70.000 liegen. 
Entsprechend bedarf es weiterer 
Anstrengungen, um Studieren-
den angemessene Studienbedin-
gungen zu gewährleisten und die 
Universität und die Hochschulen 
bei der Bewältigung der mit der 
hohen Studierendenzahl einher-
gehenden Herausforderungen un-
terstützen zu können.

Ein wichtiger Beitrag stellt hierbei 
der I-Campus in Schweinfurt dar. 
Der international ausgerichtete 
FH-Campus auf dem Gelände der 
ehemaligen US-Ledward-Kaserne 
soll Studierenden der Hochschule 
für angewandte Wissenschaften 
Würzburg-Schweinfurt die Mög-
lichkeit bieten, sich durch die suk-
zessive auszubauende Anzahl an 
englischsprachigen Studiengän-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Etablierung einer außeruni-
versitären Forschungseinrich-
tung im Bereich Life Sciences 
in Würzburg.

•	 Förderung und unterstützen-
de Begleitung für die Errich-
tung einer Zukunftsfabrik 
2020 am Süddeutschen Kunst-
stoffzentrum in Würzburg.

•	 Ansiedlung einer Helmholtz-
Einrichtung in Würzburg für 
RNA basierte Infektionsfor-
schung unterstützen.  

•	 Hochschulforschung in „Nord-
bayerischen Allianzen“ bün-
deln zur Stärkung der „High-
Tech-Region Franken“ gesamt 
mit den Schwerpunkten 
•	 Life Sciences
•	 Energie
•	Mobilität
•	 Telematik
•	Nanotechnologie
•	Rohstoffmanagement.

Rhöniversium, Oberelsbach
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gen bewusst auf eine Berufstä-
tigkeit im internationalen Umfeld 
vorzubereiten und sprachliche 
Kompetenzen zu festigen. Zu-
dem fördern die internationalen 
Studiengänge des I-Campus die 
Akquise und Bindung ausländi-
scher Hochschüler und Fachkräf-
te. Durch den I-Campus wird der 
Wissenschaftsstandort Schwein-
furt ausgebaut und eine stärkere 
Vernetzung der regionalen Unter-
nehmen mit internationalen Stu-
denten gefördert. Auch erfährt die 
mainfränkische Wirtschaft in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit auf den 
globalen Märkten sowie durch 
den Zuwachs von Arbeitsplätzen 
eine Stärkung. Hinzu kommt der 
Beitrag zur Vorbeugung und Re-
duzierung des Fachkräfteman-
gels in der Region, der durch die 
Errichtung eines solchen Campus 
mitsamt entsprechender Studien-
angebote geleistet wird. Die CSU 
Unterfranken befürwortet daher 
die Einrichtung des I-Campus in 
Schweinfurt.

Zudem bedarf es weiterhin des 
Ausbaus dualer Studienangebote 
sowie der Teilzeit- und berufsbe-
gleitenden Studiengänge. Ent-

sprechende Angebote ermögli-
chen es, qualifiziert Fachkräfte zu 
gewinnen und steigern die Attrak-
tivität der Universitäten und Hoch-
schulen. Gerade duale Studien-
gänge bieten als Schnittstelle von 
Theorie und Praxis eine wertvolle 
Möglichkeit, junge Mensen praxis-
orientiert auszubilden. Durch Teil-
zeit- und berufsbegleitende Stu-
diengänge wird auch Personen, 
denen aus verschiedensten Grün-
den kein Vollzeitstudium mög-
lich ist, die Perspektive geboten, 
einen akademischen Abschluss 
zu erwerben. In Verbindung mit 
digitalen Studien- und Blended-
Learning-Angeboten, ergibt sich 
hier eine erfolgsversprechende 
Perspektive.

Ein entsprechendes, vielverspre-
chendes Projekt zur Stärkung 
der Regionen sowie zum Ausbau 
bedarfsorientierter Studienange-
bote an außerhochschulischen 
Lernorten mit digitalen Lehr- und 
Lernformen ist die Kooperati-
on der Hochschulen Ansbach, 
Aschaffenburg und Weihenste-
phan-Triesdorf. Unter dem Titel 
„Regio BWL  – an den Bedarfen 
der Region orientierte Betriebs-
wirtschaftslehre“ plant die Hoch-
schule Ansbach den Studiengang 
Interkulturelles Management 
am Standort Rothenburg ob der 
Tauber, während die Hochschule 
Aschaffenburg einen Studiengang 
Betriebswirtschaftslehre für klei-
nere und mittlere Unternehmen 
am Standort Miltenberg vorsieht. 
Die Hochschule Weihenstephan-
Triesdorf, Abteilung Triesdorf, wird 
Module für diese Studienange-
bote beisteuern. Zudem soll die 
Möglichkeit geschaffen werden, 
die digitalen Module an jeder der 
drei beteiligten Hochschulen in 
das bestehende Studienangebot 
zu integrieren.
Die Hochschulen haben das Pro-
jekt „Region BWL“ im Rahmen 
des vom Freistaat ausgeschriebe-
nen Wettbewerbs „Partnerschaft, 
Hochschule und Region“ einge-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Studienbedingungen an den 
Hochschulen den stetig wach-
senden Herausforderungen 
anpassen.

•	 Aufbau und Förderung des 
I-Campus in Schweinfurt mit 
internationaler Ausrichtung 
und englischsprachigem 
Unterricht
•	Bindung ausländischer 

Hochschüler
•	 Fachkräfte für internationa-

les Umfeld
•	 Stärkung der mainfränki-

schen Wettbewerbsfähig-
keit.

•	 Weiterer Ausbau dualer 
Studienangebote sowie die 
Möglichkeit von Teilzeit- und 
berufsbegleitenden Studien-
gängen.

Laborgebäude, Aschaffenburg 
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reicht. Das gemeinsame Vorhaben 
ebenso wie die Teilnahe an besag-
ten Wettbewerb gilt es nach Kräf-
ten zu unterstützen.

Fachkräftemangel entgegenwir-
ken

Allgemein bedarf es besonderer 
Anstrengungen um dem Fach-
kräftemangel von Industrie und 
Mittelstand entgegenzuwirken. 
Der Ausbau der Universitäten 
und Hochschulen und die Erwei-
terung und Spezialisierung des 
Studienangebotes stellen hierbei 
einen bedeutenden Baustein dar. 
Ergänzt durch die bereits im vori-
gen Abschnitt thematisierte Wei-
terentwicklung dualer ebenso wie 
Teilzeit- und berufsbegleitender 
Studienangebote ergibt sich hie-
raus ein weitläufiges Handlungs-
feld. Der Transfer des vorhandenen 
Wissens- und Forschungspoten-
tials in die heimische Wirtschaft 
muss sichergestellt werden.

Darüber hinaus müssen Anstren-
gungen unternommen werden, 
um die Region für Fachkräfte at-
traktiv zu machen.

Erweiterung und Einführung von 
Semestertickets

Die Debatte um das Semesterti-
cket wurde aktiv in Richtung des-
sen Erweiterung geführt. So sollte 
eine schrittweise Ausweitung auf 
den Kreis Main-Spessart sowie 
auf den Landkreis Schweinfurt 
erfolgen. Seit August 2013 ist das 
Semesterticket der Universität 
Würzburg sowie der Hochschule 
für angewandte Wissenschaften 
Würzburg-Schweinfurt, Stand-
ort Würzburg, auch im Landkreis 
Main-Spessart gültig. Hierdurch 
wird die Mobilität der Studieren-
den gefördert und der Situation 
auf dem Wohnungsmarkt Rech-
nung getragen.

Studierende der Hochschule für 
angewandte Wissenschaften 
Würzburg-Schweinfurt, Abteilung 
Schweinfurt, und der Hochschule 
für angewandte Wissenschaften 
Aschaffenburg haben bisher nicht 
die Möglichkeit, ein Semesterti-
cket zu erwerben. In Hinblick auf 
die zunehmende Vernetzung der 
Hochschulstandorte sowie auf 
die Mobilität der Studierenden 
ist auch an diesen Standorten 
ein Semesterticket für Studieren-
de erstrebenswert. Auch vor dem 
Hintergrund der Berücksichtigung 
der ländlichen Räume und des 
Wohnungsmarkts an den Hoch-
schulstandorten befürwortet die 
CSU Unterfranken die Einführung 
entsprechender Semestertickets.

Elektromobilität in Bad Neustadt

Weitere staatliche Fördermittel  
für die Forschungen zur Elekt-
romobiliät der FHWS, unter der 
Leitung von Prof. Dr. Ackva in der 
Modellstadt Bad Neustadt, wur-
den vom Freistaat Bayern bereits 
in Aussicht gestellt. In Zusammen-
arbeit mit der Wirtschaft können 
somit Forschung und Umsetzung 
der Projekte vorangetrieben wer-
den. Kompetenzen werden in der 
Region gebündelt, da auch der ZF-
Konzern sein neues europäisches 
Zentrum für Elektromobilität am 
Standort Schweinfurt aufbaut. 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Unterstützung des Projektes 
„Partnerschaft-Hochschule“ 
als Kooperation der Hoch-
schulen Ansbach, Aschaffen-
burg und Weihenstephan-
Triesdorf.
•	 Interkulturelles Manage-

ment
•	BWL für kleinere und mittle-

re Betriebe.

•	 Erweiterung und Einführung 
von Semestertickets für Stu-
denten und Berufsschüler auf 
ganz Unterfranken und die 
angrenzenden Regionen am 
Untermain.
•	Mobilität fördern
•	Wohnungsmarkt entspan-

nen.

•	 Dringend weitere Förderung 
der Forschung zur „Elektro-
mobilität“ an der FHWS, 
Standort Bad Neustadt.

Modellstadt für Elektromobilität, 
Bad Neustadt a. d. Saale
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		S chule, Bildung und Sport

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Erhalt wohnortnaher Schulen 
in allen Regionen.

 
•	 Erhalt unserer acht unterfrän-

kischen Schullandheime.

•	 UN-Behindertenrechtskon-
vention an den Schulen in 
Unterfranken umsetzen.

•	 Bewusstsein für die Gleich-
wertigkeit von beruflicher 
und akademischer Bildung 
weiter stärken.

•	 Einbindung der heimischen 
Wirtschaft zur Förderung der 
MINT-Fächer.

•	 Die Vermittlung von Medien-
kompetenz als fächerüber-
greifendes Bildungsziel in 
den Lehrplänen aller bayeri-
schen Schularten.

Bayern ist laut vieler unabhän-
giger Studien das Bildungsland 
Nummer 1 in Deutschland. Die 
Qualität unserer Schulabsolventen 
ist deutschlandweit Spitze. Die-
ser Bildungsvorsprung verschafft 
unseren jungen Menschen auch 
hervorragende Chancen im Wett-
bewerb um Studien-, Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze. 

Erhalt unseres gegliederten 
Schulwesens
Die tragende Säule dieses Erfolges 
ist unser dreigliedriges Schulsys-
tem, in dem jeder Schüler nach sei-
nen Begabungen, Neigungen und 
Fähigkeiten gefördert und gefor-
dert wird, natürlich auch bei uns in 
Unterfranken. Deshalb hat Bayern 
auch die bundesweit niedrigste 
Quote von Schülern, die die Schule 
ohne Abschluss verlassen. Die CSU 
Unterfranken spricht sich deshalb 
für den Erhalt unseres geglieder-
ten Schulwesens aus. Dieses muss 
aber auch in Zukunft durchlässig 
sein, um den unterschiedlichen 
Entwicklungsgeschwindigkeiten 
der Schüler Rechnung zu tragen 
und so sicherzustellen, dass keine 

und keiner „verloren geht“. Dazu 
gehört, dass die UN-Behinderten-
rechtskonvention an den Schulen 
in Unterfranken umgesetzt wird. 
Diesem Ziel dienen in besonderer 
Weise Inklusion und Integration. 
Deshalb sind die Schulen bei der 
Umsetzung dieses Zieles nachhal-
tig zu unterstützen.

Zusammenarbeit der Schulen an-
regen und stärken
Im Interesse aller an der Bildung 
Interessierten und Beteiligten 
(Schulen, Kommunen, freie Bil-
dungsträger, Vereine usw.) sollten 
die Schulen eines Schulzentrums 
ermuntert werden, aufeinander 
zuzugehen und sich miteinander 
zu vernetzen, um sich so über die 
Zwischenschritte Bildungszen-
trum und Bildungsnetzwerk zu 
einem Bildungscampus zu entwi-
ckeln. In einem solchen Zentrum 
kooperieren die Beteiligten mit-
einander, orientieren sich ggf. an 
den gemeinsamen Leitgedanken 
und Leitbildern, entwickeln eine 
gemeinsame Campus-Identität 
und vermarkten sich gemeinsam 
als Campus nach außen.
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„Angesichts des be-
reits heute auch in 
Unterfranken herr-
schenden Mangels 
an Auszubildenden in 
vielen Branchen müs-
sen wir es schaffen, 
dass wieder mehr 
Jugendliche eine 
Ausbildung machen. 
Denn nur so kön-
nen wir auch wieder 
mehr Fachkräfte 
gewinnen.“

Wohnortnahe Schulen in allen 
Teilen Unterfrankens unter dem 
Gesichtspunkt der Qualitätswah-
rung
Damit alle Kinder und Jugendli-
chen auch in Zukunft optimale 
Bildungschancen haben, tritt die 
CSU Unterfranken für den Erhalt 
wohnortnaher Schulen in allen Re-
gionen unserer Heimat ein. Dazu 
gehört auch ihre bedarfsgerech-
te materielle Ausstattung, gerade 
auch im Bereich der modernen 
Medien. Um das auch in den Regi-
onen mit abnehmenden Schüler-
zahlen zu schaffen, setzen wir auf 
einen engen Dialog mit Schülern, 
Eltern, Lehrern, Kommunen und 
dem Freistaat Bayern. 
Darüber hinaus treten wir für den 
Erhalt unserer acht unterfränki-
schen Schullandheime ein, denn 
sie sind eine wichtige Ergänzung 
und Bereicherung des Schulall-
tags.

Ausbau bedarfsgerechter und flä-
chendeckender Ganztagsangebo-
te
Damit die Eltern in allen Regionen 
Unterfrankens Familie und Beruf 
optimal vereinbaren können, müs-
sen die bestehenden Ganztagsan-

gebote bedarfsgerecht und flä-
chendeckend ausgebaut werden. 
Bis zum Jahr 2018 soll auch allen 
Schülerinnen und Schülern bis 14 
Jahren in Unterfranken ein ganztä-
giges Bildungs- und Betreuungs-
angebot zur Verfügung stehen. 
Dabei dürfen weder Eltern noch 
Schüler bevormundet werden, 
sondern sollen auch in Zukunft 
Wahlfreiheit genießen. 

Sport ist ein unverzichtbarer Be-
standteil aller Schulen 
Sport ist für uns ein wichtiger und 
daher unverzichtbarer Bestandteil 
aller Schulen. Er muss daher auch 
in Zukunft ein wesentliches Ele-
ment ihres pädagogischen Kon-
zepts sein. Damit unsere Schülerin-
nen und Schüler Schule und Sport 
optimal verbinden können, muss 
die Zusammenarbeit von Schulen 
und Sportvereinen weiter bedarfs-
gerecht ausgebaut werden. Sport 
ist ein Pflichtfach aller Schularten 
und ist nicht nur aus pädagogi-
schen Gründen unverzichtbar. Im 
großen Unterschied zum freiwil-
ligen Angebot  der Sportvereine 
erreicht der Schulsport alle Kinder, 
auch die zunächst desinteressier-
ten und bewegungsgehemmten. 

Sonntags am Fußballplatz
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Gerade auch diese Kinder zum 
Sport zu bringen, sie zu lebensbe-
gleitenden und gesundheitsorien-
tiertem sportlichen Handeln an-
zuleiten ist die große Chance des 
Schulsportes. 

Gleichwertigkeit von akademi-
scher und beruflicher Bildung
Angesichts des bereits heute auch 
in Unterfranken herrschenden 
Mangels an Auszubildenden in vie-
len Branchen müssen wir es schaf-
fen, dass wieder mehr Jugendliche 
eine Ausbildung machen. Denn 
nur so können wir auch wieder 
mehr Fachkräfte gewinnen. 
Die CSU Unterfranken hat sich 
deshalb das Ziel gesetzt, in der 
Öffentlichkeit das Bewusstsein für 
die Gleichwertigkeit von berufli-
cher und akademischer Bildung 
weiter zu stärken. Dazu gehört 
auch unsere Forderung, dass künf-
tig in allen Schularten frühzeitig 
darauf hingewiesen werden soll, 
dass man auch mit einer beruf-
lichen Bildung Karriere machen 
kann.

Um jungen Menschen gute beruf-
liche Chancen zu bieten, müssen 
sie an allen Schularten noch stär-

ker für die Fächer Mathematik, In-
formatik, Naturwissenschaft und 
Technik (MINT) begeistert werden. 
Um das zu erreichen, sollte die 
heimische Wirtschaft noch stärker 
und vor allem frühzeitig eingebun-
den werden.

Sicherstellung einer ausreichen-
den Lehrerversorgung 
Das A und O für eine gute Bildung 
unserer Kinder und Jugendlichen 
sind gut ausgebildete Pädagogen. 
Die CSU Unterfranken setzt sich 
deshalb dafür ein, dass an allen 
Schularten ausreichend viele Leh-
rerinnen und Lehrer zur Verfü-
gung stehen, die für die jeweilige 
Schulart qualifiziert sind. 

Vermittlung von Medienkompe-
tenz als fächerübergreifendes Bil-
dungsziel
Die Bedeutung der modernen 
Medien wird in Zukunft weiter zu-
nehmen und unser Leben in allen 
Bereichen maßgeblich prägen. 
Unsere Schüler in Unterfranken 
müssen deshalb auch lernen, wie 
sie sich in den digitalen Medien 
„bewegen“ sollten. Und sie müs-
sen gleichzeitig Kompetenzen er-
werben, um die dort verfügbaren 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Realistische Rahmenbedin-
gungen für die Beschulung 
von Flüchtlingskindern.

•	 Wertevermittlung fächerüber-
greifend, nicht nur für die 
Flüchtlingskinder, sondern für 
alle Schüler einführen.

•	 Zusammenarbeit der Schulen 
anregen und stärken

Berufliche Bildung im Betrieb
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Informationen richtig einschätzen 
zu können. 

Deshalb begrüßen wir, dass die 
Vermittlung von Medienkompe-
tenz als fächerübergreifendes Bil-
dungsziel in den Lehrplänen aller 
bayerischen Schularten verankert 
worden ist. Ziel muss es sein, den 
Schülerinnen und Schülern Hil-
festellung zu geben mit Medien 
selbstbestimmt, aktiv, verantwor-
tungsbewusst und kritisch umzu-
gehen.
Darüber hinaus treten wir dafür 
ein, die Chancen, die die Digita-
lisierung mit sich bringt, auch im 
Unterricht zu nutzen. Um all das 
leisten zu können, müssen die 
Fortbildungsmöglichkeiten für die 
Lehrerinnen und Lehrer ausge-
baut werden.

Rahmenbedingungen für die Be-
schulung von Flüchtlingskindern 
schaffen
Die Zuwanderung schulpflichtiger 
Flüchtlinge stellt auch für uns in 
Unterfranken die größte bildungs-
politische Herausforderung seit 
langem dar. Deshalb müssen in 
allen Regionen geeignete Rah-
menbedingungen für deren er-

folgreiche Beschulung geschaffen 
werden. 

Wertevermittlung in der Schule 
unerlässlich
Dabei ist nicht nur darauf zu ach-
ten, dass die Flüchtlingskinder 
rasch die deutsche Sprache erler-
nen, sondern dass sie auch unsere 
Werte vermittelt bekommen. Vor 
dem Hintergrund einer zuneh-
mend orientierungslosen Gesell-
schaft ist die Wertevermittlung 
nicht nur für Flüchtlingskinder, 
sondern auch für alle Schülerinnen 
und Schüler als Unterrichtsprinzip 
fächerübergreifend wichtig und 
muss umgesetzt werden. Allen 
Schülerinnen und Schülern muss 
vermittelt werden, dass Extre-
mismus in jeder Form in unserer 
freiheitlich-demokratischen Ge-
sellschaft keinen Platz hat.

„Allen Schülerinnen 
und Schülern muss 
vermittelt werden, 
dass Extremismus in 
jeder Form in unserer 
freiheitlich-demokra-
tischen Gesellschaft 
keinen Platz hat.
Bei der Wertever-
mittlung an junge 
Menschen reicht das 
‚Bücherwissen‘ und 
auswendiglernen 
nicht aus. Wir fordern 
hierzu praktische Bei-
spiele und Projekte 
an den Schulen. “

Jugend forscht
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		M igration und Integration

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Integrationspakt Bayern: 
Bayern ist bisher das einzi-
ge Bundesland, das einen 
Integrationspakt mit den 
Kammern und Verbänden ge-
schlossen hat, um Integration 
auch praktisch umzusetzen. 

•	 Speziell in Unterfranken muss 
dringend Wohnraum geschaf-
fen werden. Aufgrund eines 
Anteils, von ca. 95 Prozent 
syrischer und afghanischer 
Flüchtlinge in Unterfranken, ist 
eine hohe Anerkennungsquote 
mit nachfolgendem Familien-
nachzug zu erwarten. Gerade 
die Schaffung von privatem 
Wohnraum muss gefördert 
und organisiert werden. Die 
Akzeptanz hierfür in der Bevöl-
kerung ist Grundlage für Inte-
gration und eine Mammutauf-
gabe unserer Gesellschaft.

Die große Zahl von Menschen, die 
vor Terror, Krieg und Armut flohen 
und in sehr kurzer Zeit in unser 
Land kamen und weiterhin kom-
men, stellt Bayern und auch unsere 
Heimat Unterfranken vor enorme 
Herausforderungen logistischer, 
gesellschaftlicher, kultureller und 
auch finanzieller Art, die bewältigt 
werden müssen, um das Zusam-
menleben der Menschen vor tie-
fen gesellschaftlichen Gräben und 
sozialen Konflikten zu bewahren.

Die zentrale Erstaufnahmeein-
richtung für Asylbewerber in 
Unterfranken  befindet sich in 
Schweinfurt, mit Dependancen 
in Würzburg und Aschaffenburg. 
Die Regierung von Unterfranken 
betreibt die Erstaufnahmeeinrich-
tung mit einer aktuellen Kapazität 
von 3.100 Personen.
In den aktuell 41 Gemeinschafts-
unterkünften der Regierung 
von Unterfranken wohnten am 
01.05.2016 insgesamt 3.401 Per-
sonen. Dazu kommen 10.168 
Asylbewerber in 671 dezentralen 
Einrichtungen (meist Gasthäuser 
und Pensionen) in der Unterbrin-

gungszuständigkeit der Landrats-
ämter. Die Gesamtzahl an unterge-
brachten Asylbewerbern beläuft 
sich auf 13.569 Personen, davon 
sind 4.340 Kinder und Jugendliche. 
Hinzu kommen 862 unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge in der 
Jugendhilfe.
Für Unterfranken ergab sich fol-
gende Länderverteilung (Basis, 
Erstaufnahme): 68,9 % Syrien, 
26,7 % Afghanistan, 0,68 % Ukrai-
ne, 0,68 % Georgien, 3,04 % Sons-
tige oder Staatenlose (Stand aller 
Zahlen: Stand 31.05.16; Quelle: Re-
gierung von Unterfranken)

Um Grundlagen des Zusammenle-
bens zu schaffen, aber auch um in 
unserer Bevölkerung das Vertrau-
en zu erhalten, dass sie ihre Ver-
wurzelung und ihre Heimat nicht 
verlieren und nicht überrannt 
werden, hat die CSU viele ihrer 
Forderungen bereits im Asylpa-
ket I und II der Bundesregierung 
umgesetzt. Außerdem verweisen 
wir auf das neue Bayerische Inte-
grationsgesetz, das unsere unter-
fränkischen Landespolitiker aktiv 
mitgestaltet haben. 

Aufnahmeeinrichtung Schweinfurt
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Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Deutsche Sprache und deut-
sches Wertesystem als Pflicht-
fach für Zuwanderer.

•	 Zuwanderer sollen möglichst 
frühzeitig Sprache und Werte-
system erlernen.

•	 Die IHK, die HWK und der 
VBW haben auch in Unter-
franken Integrationslotsen in-
stalliert, die den Flüchtlingen, 
aber auch den Unternehmen 
bei der Integration helfen. 

•	 Begrenzung der Flüchtlings-
zahlen durch gerechte Vertei-
lung und geeignete Maßnah-
men innerhalb der EU.

Als Gesellschaft nehmen wir Ver-
antwortung wahr für die Flücht-
linge, ebenso wie für die Ver-
triebenen und Kriegsopfer und 
wollen dieser Verantwortung ge-
recht werden.
Wir sind der festen Überzeugung, 
dass eine gemeinsame Rechts-
und Wertebasis unverzichtbar ist 
für dauerhaften gesellschaftlichen 
Frieden und die allgemeine Si-
cherheit. 

Integration kann nur gelingen, 
wenn unsere Gesellschaft in der 
Lage ist, die Menschen, die bei 
uns Schutz suchen, insbesondere 
diejenigen, die nicht mehr in ihr 
Heimatland zurückkehren können 
und bei uns ihre neue Heimat su-
chen, aufzunehmen, zu begleiten 
und zu integrieren. Das ist ein sehr 
persönliches Bemühen, das bei 
einer unbegrenzten Zahl von An-
kommenden nicht geleistet wer-
den kann. 
Um ernsthaft, intensiv und ziel-
gerichtet die Integration von Zu-
wanderern in unser Gemeinwe-
sen auf allen Ebenen (Bund, Land, 
Kommunen) erwirken zu können, 
braucht es ein großes gemeinsa-
mes, d.h. vernetztes Engagement 
von Staat, Kommunen, Wirtschaft, 
Bildungsträgern, kirchlichen Initi-
ativen, Sozialeinrichtungen, Wohl-
fahrtsverbänden und Hilfsorgani-
sationen, sowohl professioneller 
wie auch ehrenamtlicher Art. 

Einer sehr großen Anstrengung 
bedarf es im Bereich der Schaf-
fung von Wohnraum. 
Aufgrund der Zuweisung der af-
ghanischen und syrischen Flücht-
linge in die Erstaufnahme nach 
Unterfranken macht diese Gruppe 
über 95 Prozent der Asylsuchen-
den dort aus. Dies bedeutet für Un-
terfranken eine Sondersituation 
gegenüber anderen Regierungs-
bezirken, weil bei diesen Flücht-
lingen eine überdurchschnittlich 
hohe Anerkennungsquote zu er-
warten ist. Diese Menschen dürfen 
dann ihr Recht auf Familiennach-

zug (Faktor 3 bis 5) wahrnehmen. 

Fördern und fordern
Integration beschreibt einen dy-
namischen, lange andauernden 
und sehr differenzierten Pro-
zess des Zusammenfügens und 
Zusammenwachsens. Durch die 
Bereitschaft der Integration von 
Flüchtlingen in unsere Gesell-
schaft müssen rechtliche, gesell-
schafts- und wirtschaftspolitische 
Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. Diese sollen durch ein 
eigenes Bayerisches Integrati-
onsgesetz mit dem Leitgedanken 
„Fördern und Fordern“ festge-
schrieben werden, welches die 
CSU in den Landtag eingebracht 
hat.

Als CSU ist uns wichtig, dass die 
Menschen, die zu uns kommen, 
die deutsche Sprache als Um-
gangssprache erlernen und mit 
unserem Wertesystem vertraut 
gemacht werden und sich daran 
im Zusammenleben in unserer Ge-
sellschaft orientieren. Je schneller 
dies geschieht, umso eher gestal-
tet sich das Miteinander span-
nungsfrei.
Parallelgesellschaften, die schnell 
entstehen können, würden dies 
dauerhaft erschweren bzw. ein 
Miteinander auf der Basis von 
Freiheit, Gleichheit und Recht ver-
hindern.

Zuwanderung ja – aber mit einer 
Begrenzung der Flüchtlingszah-
len.
Dies bedeutet:
1. Begrenzung der Aufnahme von 
Menschen auf der Flucht unter 
Berücksichtigung der Fluchtursa-
chen, der globalen Solidarität in 
der Bereitschaft zur Aufnahme 
und den gegebenen Möglichkei-
ten zur Integration in unsere Ge-
sellschaft.
2. Verantwortung auch für die Her-
kunftsländer und die mögliche 
Rückkehr, um künftig bei der Ge-
staltung eines lebenswerten Lan-
des mitzuwirken.

Berufsintegrationsklasse, 
Berufsschule Main-Spessart
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3. Wirksame Sicherung der EU-Au-
ßengrenzen wiederherstellen.
4. Lückenlose Kontrollen an den 
deutschen nicht ausreichend ge-
sicherten Außengrenzen und kon-
sequente Rückführung an sichere 
Drittstaaten.
5. Abstimmung der Grenzkontrol-
len mit den Transitstaaten.
6. Bei Bedarf Kapazitäten der Bun-
despolizei ausweiten und Unter-
stützung durch die Bundeswehr 
ermöglichen.
7. Recht und Sicherheit EU–weit 
wiederherstellen.
8. Verantwortungsbewusster Um-
gang mit Familiennachzug unter 
Berücksichtigung des dauerhaften 
Verbleibs und damit der Integrati-
on in unsere Gesellschaft. 
9. Politisch verantwortbare Aus-
weitung der sicheren Herkunfts-
staaten.
10. Einzelfallprüfung und subsidiä-
rer Schutz für Bürgerkriegsflücht-
linge.
11. Konsequente Wiedereinreise-
sperren für illegale Einwanderer.

Grundregel für eine gelingende 
Integration ist eine verbindliche 
und verbindende „Leitkultur“, die 
größtenteils im Grundgesetz so-
wie der Bayerischen Verfassung 
verankert ist.
Integration gelingt, wenn die Men-
schen in einem Land miteinander 
gut und vertrauensvoll zusam-
menleben. Jedes vertrauensvolle 
Zusammenleben geht über reine 
Nützlichkeitserwägungen hinaus. 
Keine Gesellschaft kann funktio-
nieren, wenn sie „nur“ gut orga-
nisiert ist. Vielmehr müssen die 
Menschen, um sich in eine soziale 
Ordnung erfolgreich einzubringen, 
von ihrem Sinn überzeugt sein.
Mit „Leitkultur“ meinen wir weder 
ein abstraktes noch ein starres Ge-
bilde. Sie ist weder ein zurechtge-
zimmerter Wertekanon noch ein 
lebensferner Tugendkatalog. Die 
„Leitkultur“ ist nichts Verordnetes, 
sondern etwas Gewachsenes und 
Gelebtes. Sie speist sich aus der 
stillschweigenden Übereinkunft 

der Bürgerinnen und Bürger, wel-
che Grundregeln ihnen für das 
Zusammenleben in unserem Land 
besonders wichtig sind. Damit 
meinen wir
• unsere Wertekultur auf Basis 
der freiheitlich demokratischen 
Grundordnung
• unsere Alltagskultur als Aus-
druck des guten Miteinanders
• unsere Verantwortungskultur 
in die Solidargemeinschaft einzu-
bringen 

Konkret bedeutet das:

1. Deutsch ist die Sprache des öf-
fentlichen Lebens und das Tor zur 
Integration, sie ermöglicht den 
direkten Umgang miteinander. 
Wichtig für ein gedeihliches Zu-
sammenleben ist, dass man eine 
gemeinsame Sprache spricht, nur 
dann kann man sich gegenseitig 
verständigen und gegenseitig 
Verständnis für Gedanken, Einstel-
lungen und Lebensführung entwi-
ckeln.

2. Jeder muss sich an Recht und 
Gesetz halten.
Gesellschaftliche Vielfalt kann sich 
nur entwickeln, wenn alle dasselbe 
unter Recht und Gesetz verstehen. 
Für Paralleljustiz, die beispielswei-
se aus dem Recht der Familie, aus 
Clandenken oder aus der Scharia 
folgt, ist kein Platz bei uns. Das Ge-
waltmonopol liegt einzig und allei-
ne beim Staat. Nicht das Recht des 
Stärkeren, sondern die Stärke des 
Rechts muss gelten. Dazu gehört 
auch die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau sowie die sexuel-
le Selbstbestimmung. Ebenso  die 
Achtung des Eigentums anderer. 
Gesetzestreue steht immer über 
kulturellen Traditionen, religiösen 
Verhaltensregeln oder persönli-
chen Einstellungen.

3. Das jüdisch-christlich-abend-
ländische Wertefundament ist für 
unser Zusammenleben bindend.
Die Würde des Menschen, seine 
Einzigartigkeit und die freiheit-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Integration kann nur gelingen 
durch  die Vermittlung von
•	Wertekultur, 
•	Alltagskultur und
•	 Verantwortungskultur.

•	 Gleichberechtigung von 
Mann und Frau in der Gesell-
schaft.

•	 Gesetzestreue muss immer 
über religiösen Verhaltensre-
geln, kultureller Tradition oder 
persönlichen Einstellungen 
stehen.

•	 Anerkennung der staatlichen 
Schulpflicht erforderlich.

•	 Trennung von Staat und 
Religion.

Flüchtlingslager
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liche Selbstbestimmtheit jeder 
Person sind die gedanklichen 
Grundlagen unserer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. 
Dazu gehört auch unsere Haltung 
zum Schutz unserer Umwelt.

4. Auch Religionsfreiheit ist nicht 
schrankenlos.
Bei uns sind Religion und Staat 
klar getrennt. Diese Trennung er-
möglicht erst Religionsfreiheit. 
Diese kennt freilich auch Gren-
zen, beispielsweise in der Schule, 
wo der staatliche Bildungs- und 
Erziehungsauftrag Vorrang hat 
vor religiösen Einstellungen. Die 
staatliche Schulpflicht regelt all 
dies. Der Staat setzt den Rahmen, 
bestimmt die Lehrpläne und die 
Prüfungsordnungen, nicht ein 
Hauslehrer oder die Koranschule.

5. Kulturelle Traditionen und Frei-
heiten müssen respektiert wer-
den
Kulturelle Traditionen bringen 
Menschen zusammen, geben un-
serem Leben zum Beispiel durch 
Sonn- und Feiertage einen ein-
deutigen Rhythmus und sind Aus-
druck für das, was uns im öffentli-
chen Leben wichtig ist. Wir wollen 

niemanden in eine Tracht zwän-
gen oder vorschreiben, welche 
Musik man hören darf. Dennoch 
werden wir an unseren wertvollen 
Traditionen und dem sinnvoll ge-
wachsenen Brauchtum festhalten, 
wie zum Beispiel den Sankt-Mar-
tins-Zug, den wir nicht in Sonne-
Mond-und-Sterne-Fest umbenen-
nen wollen.

6. Alltägliche Umgangsformen 
sind Ausdruck von Respekt
Wir sind es gewohnt, andere Men-
schen mit einem Händedruck zu 
begrüßen und uns mit einem Gruß 
zu verabschieden, schwächeren 
Menschen unsere Hilfe anzubie-
ten oder fremden Menschen offen 
und nicht hinter einem Schleier 
verborgen zu begegnen. Dabei 
geht es nicht um Höflichkeitsflos-
keln, sondern darum, unseren Mit-
menschen Respekt und Verständ-
nis entgegenzubringen.

7. Unser solidarisches Zusammen-
leben besteht aus Rechten und 
Pflichten.
Nur weil Deutschland als Solidar-
gemeinschaft funktioniert, sind 
innere und soziale Sicherheit 
gewährleistet. Wir erwarten von 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Gegenseitiger Respekt von 
Tradition und Kultur leben 
und fördern.

•	 Umgangsformen als Ausdruck 
von Respekt und Achtung.

•	 Rechte und Pflichten als 
Grundlage der deutschen 
Solidargemeinschaft.

Wegkreuz an der Volkacher Mainschleife
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jedem einzelnen, der mit uns in 
diesem Land lebt, einen Beitrag zu 
seinem eigenen Lebensunterhalt 
und für die Solidargemeinschaft. 
Wer sich nur auf die Solidarge-
meinschaft verlassen will und die-
se ausnützt, verstößt gegen unse-
re Leitkultur.

8. Unsere geschichtlichen Erfah-
rungen sind Auftrag.
Wir erwarten von allen Menschen 
bei uns, dass sie die Geschichte 
unseres Landes nicht ignorieren 
oder Ereignisse daraus abstreiten, 
sondern die richtigen Lehren dar-
aus ziehen.

9. Die Interessen unseres Landes 
gehen vor.
Wer dauerhaft gemeinsam mit 
uns in diesem Land leben will, 
muss sich mit dem Land soweit 
identifizieren und das Bewusst-
sein in sich tragen. Hier sind nicht 
die Interessen seines  Herkunfts-
landes ausschlaggebend, sondern 
des Landes, das neue Heimat bie-
ten will.

Zusammenfassung
Wesentliche Gedanken der soge-
nannten „Leitkultur“ sind längst 

verbindlich. Sie finden Entspre-
chung im Grundgesetz und der 
Bayerischen Verfassung.

Wir halten die Logik einer mul-
tikulturellen Einwanderungs-
gesellschaft, in der sich jeder auf 
jeden hin irgendwie integriert, für 
untauglich, um ein gedeihliches 
Miteinander zu gestalten, das Ge-
borgenheit, Heimat und Sicherheit 
bietet. „Leitkultur“ bildet deshalb 
die Grundlage unseres Integrati-
onsgesetzes. Wir erwarten, dass 
Menschen, die bei uns Zuflucht 
suchen, „Ja“ sagen zu dieser Leit-
kultur. Eine Anpassungsleistung 
an die Grundregeln in unserem 
Land ist deshalb erforderlich. Dabei 
wollen wir den Zuwanderern durch 
Sprach- und Integrationskurse hel-
fen. Wer diese Chance ausschlägt, 
kann nicht erwarten, dass er den-
noch alle Sozialleistungen in vol-
lem Umfang erhält.

Was heißt das für Unterfranken?

1. Wichtig ist darauf zu achten, dass 
die Menschen im Blick auf eine ge-
lingende Integration nicht nur in 
Städten oder größeren Kommunen 
konzentriert einquartiert werden, 
sondern die Verteilung flächende-
ckend und annähernd gleichmäßig 
auf unsere Gemeinden und Städte 
erfolgt.

2. Ghettobildung in großen Ge-
meinschaftsunterkünften vermei-
den. Bevorzugt kleinere Einheiten 
und dezentrale Unterbringung, 
auch wenn die Begleitung und Be-
treuung dadurch aufwändiger ist.

3. Finanzielle Unterstützung von 
Kirchengemeinden, Vereinen und 
Verbänden die Zuwanderer auf-
nehmen und integrieren. 

4. Traumabewältigung anbieten.

5. Transparenz und Einheitlichkeit 
bei Abläufen und Zuständigkeiten 
sowohl für die Asylbewerber als 
auch für die Wirtschaft und die Aus-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Ghettobildung vermeiden.

•	 Unterstützung und Würdi-
gung der ehrenamtlichen 
Arbeit in Gesellschaft und 
Vereinen.

•	 Integration durch Einbindung 
in Vereine und Verbände 
bei Kultur, Musik, Kunst und 
Sport.

•	 Zusammenarbeit von Staat 
und Wirtschaft.

•	 Einheitlichkeit bei den Ab-
läufen und Zuständigkeiten 
schaffen.

•	 Ehrenamtskoordinatoren in 
allen Landratsämtern und 
Kreisfreien Städten in Unter-
franken als Schnittstelle in 
der Gesellschaft.



33

bildungsbetriebe.
6. Die vielen jungen Menschen in-
tegrieren durch Schulpflicht und 
Schulförderung insbesondere in 
der deutschen Sprache, aber auch 
in der Berufsvorbereitung, wobei 
die Erkenntnisse von Erziehungs-
wissenschaftlern im Blick auf Nach-
haltigkeit zu beachten sind.

7. Zusammenarbeit von Behörden 
mit den Berufsverbänden und 
Kammern zur Integration im Ar-
beitsleben.

8. Die Zuwanderer nach der be-
standenen Deutschprüfung in 
Ausbildung bringen und mit den 
Kammern spezielle Angebote um-
setzen.

9. Nach der Ausbildung den Zuwan-
derern die Chance geben, weiteren 
Aufenthalt in Unterfranken zu er-
möglichen und damit auch die Aus-
bildungsunternehmen motivieren, 
in die Ausbildung zu investieren.

10. Würdigung der ehrenamtlichen 
Arbeit mit Flüchtlingen, aber auch 
Einbindung von Flüchtlingen in die 
ehrenamtliche Arbeit.

11. Flächendeckende Organisation 
von Patenschaften in Bezug auf 
Alltagstätigkeiten: Hilfe bei Behör-
dengängen, Benutzen von ÖPNV, 
Einkaufen etc.

12. Auch die CSU kann mit ihren in-
ternen Gliederungen und Arbeits-
kreisen aktiv Integration mitge-
stalten. Wir haben das im Bereich 
vieler russlanddeutscher oder tür-
kischstämmiger CSU-Mitglieder 
bereits bewiesen. 

13. Dialog Christentum-Islam. Ver-
ständnis bei uns durch Sachinfor-
mation über den Islam aufbauen.

14. Da viele muslimische Familien 
in sehr autoritären Strukturen le-
ben, ist es wichtig, sich an die Väter 
zu wenden und unsere Werte und 
Vorstellungen zu vermitteln und zu 

diskutieren. Wenn die Familienvä-
ter überzeugt sind, wird sich die ge-
samte Familie integrieren lassen.

15. Aufklären der eigenen Bevöl-
kerung um eine Art „Neiddebat-
te“     zu verhindern. Tenor so vieler 
Diskussionen: „Die Ausländer be-
kommen alles, was sie brauchen. 
Was aber ist mit unseren eigenen 
Grundschülern aus sozial schwa-
chen Familien? Was ist mit unseren 
Obdachlosen? Mit unseren sozial 
Schwachen, die keine Erfahrung 
mit Behördengängen etc. haben? 
Wer fährt sie ins Schwimmbad? 
Wer sorgt dafür, dass sie zum Ein-
kaufen kommen? Wer bäckt ihnen 
einen Kuchen?“  

16. Integration in Unterfranken 
nicht nur als Problem, sondern 
auch als Chance wahrnehmen und 
mitgestalten. Dies ist eine Möglich-
keit dem demografischen Wandel 
auf dem Lande zu begegnen.

Dank an alle Beteiligten:
Wir als Gesellschaft tragen Ver-
antwortung für die Flüchtlinge, 
Vertriebenen und Kriegsopfer 
und wollen dieser Verantwortung 
gerecht werden. Die Politik muss 
dafür die Rahmenbedingungen 
schaffen – die gesamte Gesell-
schaft, Kirchen, Hilfsorganisatio-
nen, Ehrenamtliche, Vereine, die 
gesamte Bevölkerung und vor al-
lem die Medien sind aufgerufen, 
hierzu in positivem Sinne ihrer 
Verantwortung gerecht zu wer-
den.
Großer Dank gebührt den vie-
len ehrenamtlichen Helfern, den 
kirchlichen Organisationen von 
Caritas und Diakonie, sowie allen 
Hilfsorganisationen in Unterfran-
ken für ihre positive Begleitung 
des nicht immer einfachen Pro-
zesses. Die Zusammenarbeit aller 
am Prozess Beteiligten, vor allem 
im staatlichen Sektor, bei dem es 
keine „Blaupause“ gab, war bisher 
beispielhaft. Diesen Weg sollten 
wir beibehalten.

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Verständnis schaffen in der 
Bevölkerung durch Sachinfor-
mationen über den Islam.

•	 Neiddebatten in der eigenen 
Bevölkerung vermeiden durch 
Aufklärung und Erklärung der 
Zusammenhänge und der 
staatlichen Leistungen.

„Großer Dank ge-
bührt den vielen 
ehrenamtlichen Hel-
fern, den kirchlichen 
Organisationen von 
Caritas und Diakonie, 
sowie allen Hilfsor-
ganisationen in Un-
terfranken für ihre 
positive Begleitung 
des nicht immer ein-
fachen Prozesses.“
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		G esundheit und Pflege  

„Unsere Gesundheit 
ist unser höchstes 
Gut.“

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Gesundheitsregion plus – Ent-
scheidungen vor Ort treffen.

•	 Die Bäderlandschaft Bayeri-
sche Rhön stärken.

• Die Gesundheit ist das höchste 
Gut und die Grundlage für eine 
hohe Lebensqualität.
• Im Gesundheitsbereich arbeiten 
in Deutschland über 4 Millionen 
Menschen. 
• Die Gesundheitsausgaben pro 
Jahr  in Deutschland steigen ste-
tig und sind derzeit bei 327 Milli-
arden Euro 
(Quelle: Stat. Bundesamt für 2014)

Diese drei Aussagen umreißen 
das Spannungsfeld des Themas 
Gesundheit am besten. Eine gute 
Gesundheitsversorgung für alle ist 
unser politisches Ziel. Wir wollen 
auch die Beschäftigungschancen, 
die der Gesundheitssektor bietet, 
nutzen. Gleichzeitig muss das ge-
samte System aber finanzierbar 
bleiben.

Auch die Gesundheitswirtschaft 
funktioniert nach den gleichen Ge-
setzmäßigkeiten wie jeder andere 
Zweig unserer Volkswirtschaft, 
wenngleich hier viele Regulie-
rungen, Bestimmungen und Bud-
getierungen hinzu kommen, die 
in anderen Wirtschaftszweigen 

fehlen oder weniger ausgeprägt 
sind. Bei Fehlentwicklungen muss 
daher genau geprüft werden, an 
welcher Stellschraube (Regulie-
rung, Preis- und Honorargestal-
tung, Versicherungssystem usw.) 
die große Politik drehen muss, um 
gewünschte Korrekturen zu errei-
chen.

Darüber hinaus können struktur-
politische Entscheidungen vor 
Ort und regionale Anreizsysteme 
positive Impulse setzen. Dieses 
Papier der CSU Unterfranken kon- 
zentriert sich im Wesentlichen auf 
die Betrachtung dieser regional- 
und lokalpolitischen Ansätze:

„Gesundheitsregionen plus“ – Ent-
scheidungen vor Ort treffen
Mit dem Konzept „Gesundheits-
regionen plus“ will Bayern seit 
2015 die medizinische Versorgung 
und Prävention im Freistaat durch 
regionale Netzwerke weiter ver-
bessern und fördert diese auch 
finanziell. Diese bestehen aus 
Vertreterinnen und Vertretern der 
Kommunalpolitik und allen die vor 
Ort bei der gesundheitlichen Ver-

Kurgarten, Bad Kissingen
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„Das Bäderland Bay-
erische Rhön ist eine 
Premium-Gesund-
heitsregion mit einer 
hohen Kompetenz in 
der Akut- und Reha-
bilitationsversorgung 
sowie der Gesund-
heitsförderung.“

sorgung und Prävention eine we-
sentliche Rolle spielen.

Ziele und Schwerpunkte 
Die Gesundheit der Bevölkerung 
zu verbessern ist ein Ziel der baye-
rischen Gesundheitspolitik.
• Nachhaltige Festigung des be-
stehenden Netzwerkes in der prä-
dikatisierten Region durch eine 
Koordinationsstelle
• Reduzierung von Doppelstruktu-
ren
• Moderation der Aktivitäten im 
Gesundheitsnetzwerk
• Qualitätssicherung in der Ge-
sundheitsregion

Innerhalb Bayerns sind die loka-
len Versorgungsstrukturen und 
die Präventionsangebote sehr 
unterschiedlich. Deswegen kön-
nen die Akteure vor Ort die Lage 
am besten beurteilen und pass-
genaue Maßnahmen entwickeln. 
Solche lokal erarbeiteten Lösun-
gen haben zudem eine höhere 
Bindungswirkung und Akzeptanz. 
In Unterfranken bestehen aktuell 
folgende „Gesundheitsregionen 
plus“:
• Bäderland Bayerische Rhön 
(Landkreise Bad Kissingen und 

Rhön-Grabfeld)
• Stadt und Landkreis Würzburg
• Landkreis Haßberge
• Landkreis Miltenberg

Stärkung der Kur- und Bäderland-
schaft Bayerische Rhön
Im Freistaat gibt es fünf Kurstädte 
mit dem Prädikat „Staatsbad“. Das 
sind in Unterfranken Bad Bocklet, 
das für sein Wasser mit hohem 
Kohlensäure- und Eisengehalt 
bekannt ist, Bad Brückenau mit 
seiner rund 250-jährigen Gesund-
heitstradition und Bad Kissingen 
als eines der bekanntesten deut-
schen Kurorte.  Die Heilbäder Bad 
Neustadt und Bad Königshofen 
sind ebenso wichtiger Teil der Ge-
sundheitsregion.

Das Bäderland Bayerische Rhön 
ist eine Premium-Gesundheitsre-
gion mit einer hohen Kompetenz 
in der Akut- und Rehabilitations-
versorgung sowie der Gesund-
heitsförderung. 
Die wesentlichen Handlungsfelder 
hierbei sind,
• gesund bleiben,
• gesund werden,
• gesund urlauben.

Pflegekräfte im König-Ludwig-Haus, Würzburg
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Strategische Ausrichtung und Un-
terstützung innovativer Projekte 
der Kurorte und Heilbäder auf me-
dizinische Zukunftsthemen (wie 
Burnout, Osteoporose, Allergien, 
Metabolisches Syndrom sowie Be-
triebliches Gesundheitsmanage-
ment u.a.), um neue Gästekreise 
zu erschließen

Die dynamische Verknüpfung der 
Themengebiete untereinander 
wird durch das Zentrum für Tele-
medizin in Bad Kissingen komplet-
tiert. Innovative telemedizinische 
Ansätze tangieren alle Branchen 
der Gesundheitswirtschaft und 
sichern somit eine dynamische 
horizontale Verknüpfung der regi-
onalen Akteure.

Ziel der CSU-Unterfranken ist die 
Stärkung der „Bäder-Region“ und 
die Ausbildung  von Fachkräften 
durch
• die Einrichtung einer Akademie 
für Gesundheitswirtschaft in Ko-
operation mit der IHK und den un-
terfränkischen Hochschulen.
• Weiterbildung zu Badeärzten als 
Alleinstellungsmerkmal in der Re-
gion
• Errichtung eines Hochschulzerti-

fikatslehrganges „Telemedizin“
• Errichtung einer Berufsakade-
mie für Gesundheitsberufe im be-
rufsbegleitenden Bereich
• Schaffung von zusätzlichen Stu-
diengängen für Gesundheits-, 
Pflege- und Sozialberufe mit Ab-
schluss Bachelor bzw. Master
• Gründung des „Campus Weiter-
bildung“ durch die Hochschule 
für angewandte Wissenschaften 
Würzburg-Schweinfurt.

„Gesunde-Städte-Netzwerk“
Das „Gesunde-Städte-Netzwerk“ 
der Bundesrepublik Deutschland 
ist ein freiwilliger Zusammen-
schluss von Kommunen. Die betei-
ligten Kommunen haben sich mit 
diesem Netzwerk ein Lern-, Ak-
tions- und Diskussionsinstrument 
geschaffen, mit dem sie ihre eige-
ne Arbeit im Sinne der „Gesunde-
Städte-Konzeption“ vor Ort unter-
stützen und bereichern können. 

Für diese Funktion hat der gegen-
seitige Informations- und Erfah-
rungsaustausch eine hohe Bedeu-
tung. Alle Mitglieder müssen für 
die Erfüllung dieser Zweckbestim-
mung Sorge tragen. 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Neue medizinische Zukunfts-
themen erschließen.

•	 Akademie für Gesundheits-
wirtschaft etablieren.

•	 Weiterbildung zu Badeärzten.

•	 Berufsakademie für Gesund-
heitsberufe errichten.

•	 Neue Studiengänge mit den 
Hochschulen für Gesundheits-
berufe etablieren.

•	 Stetige Verbesserung durch 
Kooperationen von Kranken-
häusern und Gesundheitsein-
richtungen durch „Gesunde 
Städte“.

Staatsbad, Bad Brückenau
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In diesem Netzwerk sind aktuell 
die Städte Würzburg, Bad Kissin-
gen und Aschaffenburg. Wesent-
liche Bestandteile dabei sind die 
Bürgerbeteiligung, die Vernetzung 
der lokalen Akteure und die Ver-
knüpfung der Instrumente der Ge-
sundheitsförderung innerhalb der 
Kommunen. 

Hausarztsituation in Unterfran-
ken
Die medizinische Versorgung 
im ländlichen Raum wird immer 
schlechter, lautet ein immer wie-
der beschworenes Szenario von 
Fachleuten, auch im Gesundheits-
politischen Arbeitskreis (GPA) der 
CSU Unterfranken.
Die Altersstruktur der Hausärzte 
spielt bei der Bedarfsplanung kei-
ne Rolle. Dabei ist ein Drittel der 
Hausärzte in Unterfranken älter 
als 60 Jahre. Rund 300 von ihnen 
sind in den kommenden Jahren 
darauf angewiesen, einen Praxis-
nachfolger zu finden. Doch das 
wird immer schwieriger. Neben 
der KVP hat nun auch die Main-
franken GmbH sich des Problems 
angenommen und bietet Fach-
foren an, um weiterhin eine gute 
medizinische Versorgung zu er-

möglichen.
Unter anderem wurde ein Semi-
narprogramm „Fit für die Praxis“ 
für angehende Hausärzte aufge-
legt. Das Programm reagiert dar-
auf, dass es angesichts einer Flut 
gesetzlicher Regelungen für jun-
ge Mediziner immer schwieriger 
wird, sich niederzulassen. In vier 
Modulen arbeiten sich angehende 
Hausärzte in das Steuer-, Arbeits- 
und Vertragsrecht ein, also Dinge, 
mit denen sie in ihrem Studium 
eher wenig in Berührung kamen. 
Es geht um Patientenrechte und 
das Arzthaftungsrecht, um die 
Kassenabrechnung, das ärztliche 
Honorar sowie um das Führen der 
Mitarbeiter in der Praxis.
Mittlerweile schließen viele Haus-
arztpraxen in Unterfranken, weil 
sie keine Nachfolger mehr finden. 
Der Trend geht zu ärztlichen Ge-
meinschaftspraxen und immer 
mehr Medizinischen Versorgungs-
zentren (MVZ) im unmittelbaren 
Umfeld von bestehenden Kliniken.
Größere Klinikbetreiber wie das 
Rhön-Klinikum testen überregio-
nal sogenannte Teleportalkliniken.

Die CSU Unterfranken fordert, 
• dass die hausarztzentrierte Ver-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Weiterer Schließung von 
Hausarztpraxen entgegenwir-
ken durch
•	 Förderanreize
•	 Teilzeitärzte
•	Kompetenzübertragung
•	 Einsatz von Telemedizin

Haßberg-Kliniken, Haßfurt
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sorgung flächendeckend und auf 
Dauer sichergestellt werden muss. 
Die Bedarfsplanung der ärztlichen 
Versorgung ist an den Bedürfnis-
sen der Patienten auszurichten 
und nicht an theoretischen und 
überholten Strukturen.
• dass Doppeluntersuchungen 
durch die elektronische Gesund-
heitskarte vermieden werden.
• Verbesserung der Diagnostik 
durch den vermehrten Einsatz 
der Telemedizin in Bad Kissingen, 
auch durch Einsatz von „MONA“ 
(Mobiler telemedizinischer Assis-
tent).
• Prüfung der Einsatzmöglichkei-
ten zur Übertragung von Kom-
petenzen an Heilhilfsberufe und 
Fachkräfte.
• Beteiligung am Projektvorhaben 
„Elektronischer Medikamenten-
plan“.
•  Durch Niederlassungsprämien 
und Stipendienprogramme soll 
ein finanzieller Anreiz für die Nie-
derlassung von Ärzten in unterver-
sorgten Gebieten geschaffen wer-
den (laufendes Förderprogramm 
des Bayerischen Gesundheits- 
ministeriums).
• Der Zugang zum Medizinstudium 
darf nicht vom Notendurchschnitt 
allein abhängig gemacht werden.
• Dem hohen Anteil von Ärztinnen 
Rechnung tragen und Landarzt-
praxen auch mit Teilzeitärzten be-
setzen.

In der Gesamtbetrachtung der Si-
tuation im Gesundheitswesen in 
Unterfranken fordert die CSU  Ver-
besserungen in der Kommunikati-
on und Zusammenarbeit zwischen
• Kliniken und Ärzten
• Spezialkliniken bzw. Universitäts-
kliniken und Akutkliniken
• Arztpraxen und medizinische 
Hilfskräften
• Arztpraxen und Pflegeeinrich-
tungen
• innerhalb von Pflegeeinrichtun-
gen
• Rehazentren und Arztpraxen 
bzw. Kliniken

Wir fordern weiterhin Verbesse-
rungen 
• für ein modernes und attrakti-
veres Berufsbild der Pflegeberufe 
sowie einer besseren Bezahlung.
• bei der Unterstützung im Aus-
bildungsbereich, z.B. Gütesiegel 
„Ausbildung mit Wert“ für Pflege-
berufe.
• bei der Ausbildungsqualität, Er-
höhung der Attraktivität des Pfle-
geberufs. Hierbei wäre für das       
Bäderland sehr wichtig, auch Re-
hakliniken für die Ausbildung zu-
zulassen.
• bei der Altenhilfe durch ambu-
lante geriatrische Rehabilitation
• bei der ambulanten palliativme-
dizinischen Versorgung durch Hos-
pizvereine.
• bei der Sicherung eines wohn-
ortnahen Krankenhauszugangs 
durch regionale, sektorenverbin-
dende Versorgungskonzepte.
• Innovative Medizinische Versor-
gungskonzepte fördern, wie zum 
Beispiel das laufende Förderpro-
gramm des Bayerischen Gesund-
heitsministeriums.
• bei der Nutzung zusätzlicher 
Möglichkeiten des neuen Präven-
tionsgesetzes auf kommunaler 
Ebene.

Prävention und Gesundheitsför-
derung stärken
Die Prävention nimmt in der Ge-
sundheitsfürsorge eine immer 
wichtigere Rolle ein. Deshalb re-
gen wir an, die Kompetenzvermitt-
lung an die Bevölkerung in diesem 
Bereich zu stärken, z.B. über Schu-
len, Vereine sowie Maßnahmen 
der Betrieblichen Gesundheitsför-
derung.

Krankenhauslandschaft in Unter-
franken
Viele kommunale Krankenhäuser 
in Unterfranken und speziell im 
ländlichen Raum kämpfen seit vie-
len Jahren mit roten Zahlen. Der 
Fortbestand der meist kreiseige-
nen Krankenhäuser auf Dauer ist 
bei vielen Kommunalgremien in 
kritischer Diskussion.

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Investition 
•	 in Bildung 
•	 neue Versorgungskonzepte
•	 geriatrische Rehabilitation.

•	 Prävention an Schulen, in Ver-
einen und Betrieben fördern.

•	 Flächendeckende Kranken-
hausversorgung in Unterfran-
ken unbedingt erhalten.

•	 Fördermöglichkeiten des 
Freistaates bei Investitionen 
ausschöpfen zur ständigen 
Modernisierung der Kliniken.

Ayurveda-Kur, Bad Bocklet
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Wie die aktuellen Entscheidun-
gen im Landkreis Main-Spessart 
zeigen, hat man sich dort nach 
intensivem und fachlich beglei-
tetem Meinungsbildungsprozess 
entschlossen, die bisherigen drei 
Kreiskliniken in Karlstadt, Lohr 
und Marktheidenfeld zu schließen 
und ein neues modernes und leis-
tungsfähiges Krankenhaus zentral 
zu errichten.

Anzustreben wäre hier eine neue 
Förderkulisse durch den Freistaat, 
um kommunale Kooperationen  
von Standorten zu generieren, um 
die flächendeckende Versorgung 
sicherzustellen.

Krankenhausinvestitionen in Un-
terfranken bis 2019 mit Förder-
mitteln des Freistaates Bayern
• Psychiatrische Klinik Aschaffen-
burg (Neubau für vollstationäre 
Bereiche)
• Leopoldina Krankenhaus der 
Stadt Schweinfurt (Erweiterung 
der Klinik für Kinder- und Jugend-
psychiatrie)
• Orthopädische Klinik König-Lud-
wig-Haus Würzburg (Angliederung 
einer psychiatrischen Klinik und 
neuer Aufnahmebereich)	

• Landkreis Aschaffenburg, Kli-
nikum Aschaffenburg-Alzenau 
(Strukturverbesserung: OP-Be-
reich, Intensivstation, Sterilisati-
on)		
• Landkreis Kitzingen Klinik Kitzin-
ger Land (Bauabschnitt 1: Erweite-
rung und Umbau)	

Universitätskrankenhaus Würz-
burg
Die Senioren-Union der CSU Un-
terfranken fordert die Einrichtung 
eines Lehrstuhles für Geriatrie an 
der Universität Würzburg. Erste 
Gespräche hierzu mit den Verant-
wortlichen aus Politik und Hoch-
schule sind erfolgt.
Die Errichtung eines Lehrstuhles 
für Allgemeinmedizin an der Uni-
versität Würzburg wird seit Jahren 
von der CSU Unterfranken gefor-
dert. 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Errichtung eines Lehrstuh-
les für Geriatrie an der Uni 
Würzburg.

•	 Aufbau eines Lehrstuhles für 
Allgemeinmedizin an der Uni 
Würzburg.
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		 Verkehr, Infrastruktur 
		 und Breitband

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Unmittelbare Planung und 
Umsetzung der Vorhaben zur 
Engpassbeseitigung in Unter-
franken.

•	 Aufzeigen von Einsparungs-
potentialen beim Ausbau der 
A7 und nachträgliche Aufnah-
me in den BVWP.

•	 Identifizieren weiterer ver-
kehrlicher Maßnahmen, die 
die Lebensqualität in den 
Gemeinden erhöhen, ohne 
den Ortskern zur Leblosigkeit 
zu beruhigen.

Verkehr
Mobilität ist ein zentrales Element 
für  Wohlstand und Wirtschafts-
wachstum. Mobilität erfordert In-
frastruktur.
Bayern ist mit seiner Wirtschafts-
kraft eine tragende Säule der Spit-
zenposition Deutschlands in Euro-
pa und der Welt. Deshalb haben 
Investitionen in die Infrastruktur 
im Freistaat immer auch einen ho-
hen gesellschaftlichen Nutzen für 
Deutschland.

Deutschland liegt im Herzen Euro-
pas und ist ein wichtiges Transit-
land. Unterfranken liegt im Herzen 
Deutschlands und benötigt eine 
entsprechende Infrastruktur.
Der neue Bundesverkehrswege-
plan (BVWP-Entwurf 2030) stärkt 
das Prinzip „Erhalt vor Aus- und 
Neubau“. Das ist richtig, damit er-
halten wir Infrastruktur für nach-
folgende Generationen.

Aber gerade der ländliche Raum 
in Unterfranken benötigt auch 

Neubauprojekte zur besseren An-
bindung an  Ballungszentren und 
zur Steigerung der Lebensqualität.
Das ist günstiger, als den massen-
haften Umzug von Bürgerinnen 
und Bürgern in die Städte zu be-
wältigen. Deshalb investiert der 
Bund ebenso wie der Freistaat 
Bayern in wichtige Projekte zur Er-
schließung der Regionen.

Autobahnen und Bundesstraßen
Der neue Bundesverkehrswege-
plan ist mit einem Volumen von 
rund 269,6 Milliarden Euro und 
über 1.000 Projekten das stärkste 
Investitionsprogramm für die Inf-
rastruktur, das es je gab.

Davon muss Bayern und insbeson-
dere Unterfranken auch profitie-
ren. Bayern hat mit über 17 P ro-
zent den zweitgrößten Anteil an 
Investitionen in den Neu- und Aus-
bau von Straßen. Im Vergleich zum 
BVWP 2003 hat sich dieser Anteil 
beim Neu- und Ausbau von Stra-
ßen um über 70 Prozent gestei-
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„In Unterfranken 
müssen besonders 
die Hauptachsen ge-
stärkt werden.  
Deshalb ist der lau-
fende Ausbau der  
A3 das richtige Sig-
nal, gerade auch für 
den Ballungsraum 
Würzburg.“

gert – von 6,79 Milliarden Euro auf 
12,03 Milliarden Euro.

In Unterfranken müssen beson-
ders die Hauptachsen gestärkt 
werden. Deshalb ist der laufende 
Ausbau der A3 das richtige Signal, 
gerade auch für den Ballungs-
raum Würzburg. Projekte wie der 
Ausbau der B469 zwischen A3 und 
A45 verbessern die Anbindung an 
diese wichtige Lebensader.
Das Wachstum der Verkehrsströ-
me auf der A7 zwischen Schwein-
furt und Kreuz Werneck muss ge-
nau beobachtet werden und der 
sechsspurige Ausbau schnellst-
möglich angegangen werden. Die 
Infrastruktur Aschaffenburgs wird 
mit der B26 ausgebaut. 
Aber auch der ländliche Raum 
wird gestärkt, zum Beispiel mit 
der Einstufung der B286n nach 
Bad Kissingen in die Kategorie 
„Vordringlicher Bedarf“ oder mit  
Ortsumfahrungen wie Wegfurt 
oder Mömlingen.

Unterfranken verfügt, wie der 
ganze Freistaat Bayern, über eine 
leistungsfähige Straßenbauver-
waltung. Deshalb können hier 
auch Projekte geplant werden, die 

in den weiteren Bedarf mit Pla-
nungsrecht eingeordnet sind.
Es muss der Anspruch Unterfran-
kens sein, diese Projekte in den 
nächsten 15 Jahren ebenfalls zu 
verwirklichen, wenn in anderen 
Bundesländern durch Planungs-
mängel oder Gerichtsverfahren 
Mittel nicht abgerufen werden. So 
wird der ländliche Raum weiter 
gestärkt.

Staatsstraßen
In Unterfranken sind aktuell 27 
Projekte in der höchsten Dringlich-
keitsstufe, 16 Projekte im Planfest-
stellungsverfahren, 21 Projekte in 
der Dringlichkeitsstufe 2 in Bear-
beitung. Mit den Brückenbauwer-
ken stellen diese eine Investitions-
summe von rund 370 Millionen 
Euro in den nächsten Jahren dar.

Trotzdem fordern wir, die bisher 
üblichen Ausbaustandards für 
Staatsstraßen auf den Prüfstand 
zu stellen. Zukünftig muss mit re-
duzierten Standards kostengüns-
tiger gebaut werden, ohne dass 
bei der Verkehrssicherheit Abstri-
che gemacht werden.
Wir haben bei der Ausarbeitung 
dieser Broschüre eine Fülle an 

Erneuerung der Fahrbahndecke, Autobahn A7
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Maßnahmen im Bereich der  
Verkehrsinfrastruktur (Autobahn, 
Straße, Schiene, Wasserstraße) er-
fasst, die für Unterfranken in den 
nächsten Jahren sehr wichtig sind. 
Alle von uns geforderten Maßnah-
men finden Sie auf der Internet-
seite www.csu.de/unterfranken 
unter dem Reiter „Zukunft 2020“. 

Radwegenetz
Bayern ist Radland Nummer 1. 
Dazu trägt auch das große Rad-
wegenetz Unterfrankens mit dem 
Mainradweg bei. Der Radtouris-
mus ist ein wichtiger Wirtschafts-
faktor gerade in Unterfranken 
geworden. Wir begrüßen alle Maß-
nahmen des weiteren Ausbaus 
auch unter dem Gesichtspunkt der 
E-Mobilität und des Aufbaus eines 
Ladenetzes für Elektrofahrräder.
In Bayern sind aktuell bis 2019 
hierfür rund 200 Millionen Euro 
vorgesehen.

Schienenwege
Der Güterverkehr wird in den 
nächsten Jahren weiter stark wach-
sen. Deshalb wird nicht nur ein 
Ausbau der Straßeninfrastruktur 
benötigt, sondern auch ein  weite-
rer Ausbau der Schienenwege.

Besonderes Augenmerk im BVWP 
gilt der Beseitigung von Engpäs-
sen. Bundesweit werden Engpässe 
auf einer Streckenlänge von rund 
700 Kilometer abgebaut werden.
Davon entfallen ca. 130 km auf die 
Ausbaustrecke Burgsinn-Gemün-
den-Würzburg-Nürnberg.
Fast die Hälfte der neuen Schie-
nenprojekte des „Vordringlichen 
Bedarfs“ des BVWP verläuft durch 
Bayern (8 von 18). So verbessert 
sich die Anbindung von Aschaffen-
burg und Würzburg mit besserer 
Vernetzung nach Hanau und Er-
furt, hier legt der Bund fast 8 Milli-
arden Euro in Unterfranken an.
Gerade die Bahnstrecke Würz-
burg-Nürnberg ist die meistbefah-
rene Trasse in Bayern.

Die überfällige und schnellstmög-
liche Modernisierung des Haupt-
bahnhofes Würzburg fordern wir 
hartnäckig. Ein gelungenes Bei-
spiel der Umsetzung stellt der 
neue moderne Aschaffenburger 
Hauptbahnhof dar.
Auch die Schieneninfrastruktur 
abseits der Hauptstrecken muss 
im Blickfeld bleiben. Neben neu-
en Bahnhaltepunkten, die bereits 
in den letzten Jahre geschaffen 
wurden, wie z.B. in Schonungen, 
sind weitere Bahnhaltepunkte in 
Heidingsfeld, Mainaschaff und 
Obernau sowie Aschaffenburg-
Hochschule vorgesehen.
Der Abschluss des derzeit zweit-
größten Schienenprojektes in 
Bayern, die Strecke Hanau – Nan-
tenbach, wird Unterfranken als 
Drehscheibe im Bahnnetz weiter 
nach vorne bringen.

An einer Reihe von Bahnhöfen in 
Unterfranken sind Modernisie-
rungsmaßnahmen geplant. Bay-
ern ist das einzige Bundesland, 
das ein eigenes Programm „Stati-
onsoffensive“ aufgelegt hat. In Ver-
bindung mit dem neu aufgelegten 
Förderprogramm „Barrierefreier 
Bahnhof“ gilt es dieses zu nutzen, 
zuvorderst in den Kreisstädten.
Auch notwendige Lärmschutz-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Den 6-spurigen Ausbau der 
A7 im Bereich der Haupt-
verkehrsströme planen und 
umsetzen.

•	 In Unterfranken sind ca. 370 
Mio. Euro für den weiteren 
Ausbau bzw. Neubau und Brü-
cken für die nächsten Jahre 
vorgesehen.

•	 Radwegenetz weiter ausbau-
en in Unterfranken.

Autobahn bei Knetzgau
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maßnahmen sind für ein moder-
nes Bahnnetz in Unterfranken 
wichtig und sollten ebenso wie 
beim Straßenbau wesentlicher 
Bestandteil von Ausbaumaßnah-
men sein.

Die im vorliegenden Entwurf 
des Bundesverkehrswegeplanes 
2030 vorgesehene „Mottgers-
Spange“ wird seitens der Baye-
rischen Staatsregierung wegen 
möglicher Verschlechterungen im 
Fernverkehr für den Bayerischen 
Untermain abgelehnt. Eventuell 
notwendige Beschleunigunsmaß-
nahmen auf der bestehenden 
Spessartquerung Würzburg – 
Aschaffenburg werden alternativ 
befürwortet.

Die Elektrifizierung der Strecke 
Aschaffenburg – Miltenberg ist 
mittelfristig anzustreben in Ver-
bindung mit der Elektrifizierung 
der Strecke zum Aschaffenbur-
ger Hafen. Mit dieser Maßnahme 
wird die Kopfhafenfunktion des 
Bayernhafens erheblich verbes-
sert und der Logistikstandort am 
Untermain gestärkt (genaue Tras-
senverläufe sind hierbei noch zu 
untersuchen). 

Wasserstraßen
Der Main ist die historische Le-
bensader Unterfrankens. Er behält 
auch in Zeiten des Individualver-
kehrs eine wichtige Rolle.
Deshalb muss er auch in Zukunft 
weiter als Schifffahrtsweg ge-
pflegt und genutzt werden.

Die Entscheidung des Bundes, die 
Fahrrinnenvertiefung des Unter-
mains bis Aschaffenburg in den 
„Vordringlichen Bedarf“ zur Eng-
passbeseitigung einzustufen, ist 
daher richtig.

Die dafür notwendigen Mittel von 
über 28 Mio. Euro sind gut ange-
legt und ergänzen die bereits lau-
fende Fahrrinnenvertiefung zwi-
schen Wipfeld und Limbach.

Sachstand Main 
Derzeit wird der gesamte schiff-
bare Main (388 km) in der Was-
serstraßenklasse Vb ausgebaut. 
Hierdurch werden eine Fahrrin-
nenbreite von 40 m in der Gera-
den und eine Fahrrinnentiefe von 
2,90 m unter hydrostatischem 
Stau erreicht, wodurch die Binnen-
schifffahrt 40 cm mehr Abladetie-
fe gewinnt. Wenn diese Arbeiten 

„Bayern ist Radland 
Nummer 1. Dazu 
trägt auch das große 
Radwegenetz Unter-
frankens mit dem 
Mainradweg bei.“

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Generalsanierung des Haupt-
bahnhofs in Würzburg voran-
treiben

•	 Neue Bahnhaltepunkte 
umsetzen und Bahnhöfe 
ausbauen.

•	 Die „Mottgers-Spange“ im 
Entwurf des Bundesverkehrs-
wegeplanes wird abgelehnt

Fahrradfahrer bei Aschaffenburg
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abgeschlossen sind, ist vorgese-
hen im Bereich des Untermains 
(von der Mündung in den Rhein 
bzw. für Bayern von der Landes-
grenze zu Hessen bis zum Hafen 
Aschaffenburg – am stärksten 
befahrener Abschnitt des Mains) 
die Wirtschaftlichkeit der Bin-
nenschifffahrt weiter zu erhöhen, 
indem dort die Fahrrinnentiefe 
auf 3,30 m unter hydrostatischem 
Stau ausgebaut werden soll. Hier-
durch wird eine Abladetiefe von 
3,10 m erreicht. Dabei beträgt die 
Fahrrinnenbreite in diesem Ab-
schnitt 50 m in der Geraden.

Flughäfen
Die regionale Luftverkehrsinfra-
struktur ist ein wichtiger Standort-
faktor für Unterfranken, welcher 
die Industrie- und Gewerbeansied-
lung fördert.
Mit den Verkehrslandeplätzen 
Aschaffenburg, Giebelstadt und 
Haßfurt legt das Landesentwick-
lungsprogramm Bayern (LEP) leis-
tungsfähige Schwerpunktlande-
plätze fest.
Die Konversion des ehemaligen 
Militärflugplatzes Giebelstadt und 
die Herstellung der Instrumenten-
flugtauglichkeit am Verkehrslan-

deplatz Haßfurt hat der Freistaat 
mit über 4 Mio. Euro gefördert und 
damit die Luftverkehrsinfrastruk-
tur in Unterfranken gestärkt.

Digitale Infrastruktur
Neben der konventionellen Infra-
struktur benötigt unsere Gesell-
schaft auch eine gute digitale Inf-
rastruktur, und zwar überall. Nur so 
werden auch Projekte wie eHealth 
möglich, nur so erhalten wir die 
Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse in Stadt und Land.

Für die Förderung zur Unterstüt-
zung des Breitbandausbaus in 
Deutschland stellt die Bundes-
regierung rund 4,0 Mrd. Euro zur 
Verfügung. Ziel ist der Ausbau zu-
kunftsfähiger und hochleistungs-
fähiger Breitbandnetze in Gebie-
ten, in denen in den kommenden 
drei Jahren kein privatwirtschaftli-
cher Ausbau solcher Netze erfolgt. 
Bis 2018 sollen überall Anschlüsse 
mit circa 50 Mbit/s verfügbar sein.

Dank der zwischen Bund und Frei-
staat ausgehandelten Kofinan-
zierungsrichtline, können Mittel 
aus dem Landesförderprogramm 
bis zu dessen Förderhöchstbe-

„Wir wollen die Züge 
zu den Menschen 
bringen und nicht 
umgekehrt.“

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Wirtschaftlichkeit der Bin-
nenschifffahrt auf dem Main 
durch Vertiefung der Fahrrin-
ne weiter umsetzen.

•	 Kopfhafenfunktion für den 
Bayernhafen Aschaffenburg 
umsetzen.

•	 Verkehrslandeplätze Aschaf-
fenburg, Giebelstadt und 
Haßfurt als Schwerpunkte im 
Landesentwicklungsplan.

Wipfelder Mainfähre
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trag (liegt in Abhängigkeit von 
bestimmten Strukturindikatoren 
zwischen 500.000 und 950.000 
Euro) für eine gemeinsame Pro-
jektfinanzierung eingebracht wer-
den.

Die Unterfränkischen Gemeinden 
müssen dieses Angebot nutzen 
und Mittel zur Planung und zum 
Ausbau beantragen.
Dank der Kofinanzierungsrichtli-
nie mit dem Freistaat Bayern ist 
eine schlagkräftige Kombination 
aus Landesförderung mit ihrer 
hohen Förderquote bis 90 Prozent 
und der Bundesförderung mit ih-
rem hohen Förderhöchstbetrag 
von bis zu 15 Mio. Euro möglich.

Über 2018 hinaus müssen aber 
weitere Mittel zur Verfügung 
gestellt werden, um noch hö-
here Bandbreiten zu erreichen.  
30 Mbit/s reichen für den einfa-
chen Privatanschluss erst einmal 
aus, für Gewerbe werden in naher 
Zukunft bereits Bandbreiten im 
Gigabit-Bereich benötigt. Darum 
hat das CSU-geführte Bundesver-
kehrsministerium ein 350 M io. 
Euro schweres Förderprogramm 
aufgelegt, um Gewerbegebiete 
mit Bandbreiten von mindestens 
1 GBit/s ans Glasfasernetz anzu-
schließen.

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Anschluss aller Haushalte in 
Unterfranken mit mindestens 
50 Mbit/s.

•	 Schaffung von Gigabit-An-
schlüssen in Gewerbegebie-
ten.

•	 Identifizieren von Potentialen 
der Digitalisierung für die 
Erhöhung der Lebensqualität 
im ländlichen Raum.

•	 Einbeziehung der Bürge-
rinnen und Bürger in den 
Prozess der Digitalisierung.

•	 Realisieren von Digitalisie-
rungsmaßnahmen, die den 
Zwang zur Abwanderung in 
Ballungsräume reduzieren.

Mainfrankenbahn bei Retzbach
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		L andwirtschaft, Umwelt 		
		 und Verbraucherschutz

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Faires Miteinander von kon-
ventioneller und ökologischer 
Landwirtschaft.

•	 Bürokratie eindämmen, z.B. 
bei der Düngeverordnung.

•	 Bocksbeutel als Markenzei-
chen erhalten.

•	 Anbau von gentechnisch 
veränderten Organismen in 
Unterfranken weiter unter-
binden.

Land- und Forstwirtschaft
Für die CSU sind Land- und Forst-
wirtschaft die Grundlage für eine 
nachhaltige Entwicklung des 
ländlichen Raumes. Wir haben 
Vertrauen in die unterfränkische 
Landwirtschaft in ihrer ganzen 
Vielfalt, d. h. zu den Winzern, den 
Gärtnern sowie den Anbauern von 
Sonderkulturen. Wir sind ihnen ein 
zuverlässiger Partner. Die Lebens-
mittelerzeugung soll zwar Vorrang 
haben, doch auch die Unterstüt-
zung der erneuerbaren Energiege-
winnung sowie das Schützen der 
natürlichen Vielfalt an Tier- und 
Pflanzenarten soll in Verbindung 
mit der Landnutzung möglich sein. 
Wir wollen ein faires Miteinander 
von konventioneller und ökologi-
scher Landwirtschaft.

Unterstützung 
• Wir wollen mit allen Mitteln die 
vielfältige Bürokratie eindämmen, 
mit der unsere Landwirte und 
Gärtner zunehmend konfrontiert 
sind. Zum Beispiel wollen wir bei 

den aktuellen Diskussionen um 
die Dünge-Verordnung einen fai-
ren Ausgleich zwischen Landwirt-
schaft und Umweltschutz errei-
chen.
• Wir wollen die Angebote der Be-
ratung, Aus- und Weiterbildung in 
Unterfranken erhalten und für de-
ren zeitgemäße Ausstattung sor-
gen (z. B. das Lehr-, Versuchs- und 
Fachzentrum für Schweinehaltung 
Schwarzenau)
• Wir stärken die staatlichen Ein-
richtungen vor Ort wie das Amt 
für Ländliche Entwicklung Würz-
burg, das zusammen mit anderen 
Behörden den Strukturwandel im 
ländlichen Raum kompetent be-
gleitet.

Energieversorgung
• Die Energiewende stellt die 
Landwirtschaft vor neue Her-
ausforderungen. Sie eröffnet 
den Landwirten aber auch neue 
Einkommensmöglichkeiten und 
macht sie somit ein Stück weit un-
abhängiger von Preisschwankun-

Steigerwald-Zentrum – Nachhaltigkeit erleben
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„Wir haben Vertrauen 
in die unterfränki-
sche Landwirtschaft 
in ihrer ganzen Viel-
falt, zu den Winzern, 
den Gärtnern sowie 
den Anbauern von 
Sonderkulturen. 
Wir sind ihnen ein zu-
verlässiger Partner.“

gen sowie von staatlichen Subven-
tionen. Unsere Landwirte sind mit 
ihrem Grund und Boden wichtige 
Partner und müssen in Fragen der 
Energiewende frühzeitig einbezo-
gen werden.
• Wir stehen für verlässliche Re-
gelungen bei Investitionen in ver-
schiedene Arten der erneuerbaren 
Energieversorgung. Insbesondere 
Landwirte, die in die Nutzung von 
Biomasse investiert haben, brau-
chen für die Zukunft verlässliche 
Rahmenbedingungen.

Weinbau
• Mit unserem Einsatz ist es auf 
EU-Ebene gelungen, das Pflanz-
rechtregime im Weinbau zu erhal-
ten. Die bestehenden Pflanzrechte 
ermöglichen auch leichter den Er-
halt der Steillagen als Teil der frän-
kischen Kulturlandschaft. 
• Gerade der Weinbau in Franken 
muss sich an die klimatischen 
Veränderungen anpassen. Die 
zeitweise Bewässerung einzelner 
Weinberge stellt eine Möglichkeit 
dar, soweit diese wirtschaftlich 
und im Hinblick auf potentielle 
Bodenerosionen vertretbar er-
scheint. Gemeinsam mit den Win-
zern wollen wir verantwortbare 
Lösungen der Wasserspeicherung 
und Bewässerung finden. Darüber 
hinaus ist die Forschung nach tro-
ckenheitsresistenteren Rebsorten 
zu intensivieren.
• Wir setzen uns dafür ein, dass der 
Bocksbeutel als Markenzeichen 
Weinfrankens auch in Zukunft ge-
schützt bleibt. 

Gartenbau
• Der Gartenbau in seiner Vielfalt 
hat für Unterfranken eine enor-
me wirtschaftliche Bedeutung. 
Wir versuchen durch ständigen 
Gedankenaustausch mit den 
Gärtnern manche europäischen 
Verwerfungen im Wettbewerb zu 
eliminieren.
• Staatliche Marketingmaßnah-
men zum verstärkten Absatz re-
gionaler Produkte, auch aus dem 
gewerblichen Gartenbau, haben 

sich bewährt und sollen weiter 
verstärkt werden. 

Forstwirtschaft
• Die vielfältigen Waldgebiete in 
Unterfranken sind ein wertvolles 
Kapital, das wir weiterhin zusam-
men mit den Menschen vor Ort 
erhalten wollen: im Spessart und 
Odenwald, im Maindreieck, der 
Rhön, den Haßbergen und im Stei-
gerwald.
• Wir unterstützen bei der Wald-
bewirtschaftung den Grundsatz 
des „Schützens und Nützens“. Der 
Würzburger Stadtwald als wert-
volles Ökosystem hat hier Vor-
bildfunktion. Auch im Steigerwald 
wird dieser Grundsatz von den 
Bayerischen Staatsforsten erfolg-
reich und beispielhaft praktiziert. 
Wir wollen den Steigerwald als 
Naturpark erhalten und weiter 
stärken. Der langfristigen Über-
führung in ein Weltkulturerbe ste-
hen wir offen gegenüber. 
• Der Klimawandel macht in den 
kommenden Jahrzehnten einen 
Umbau der Wälder in Unterfran-
ken erforderlich. Standortgerech-
te, klimaangepasste und sturm-
resistente Wälder sind die beste 
Absicherung für die Zukunft. Durch 
Beratung und Förderung sollen 
die Waldbesitzer beim notwendi-
gen Waldumbau unterstützt wer-
den. Außerdem soll jede Möglich-
keit genutzt werden, den Wäldern 
Niederschlagswasser zuzuführen.
• Dort, wo möglich, soll die Neu-
anlage von Wald weiter unter-
stützt und gefördert werden, auch 
in Siedlungs- und Stadtnähe als 
Schutz vor sommerlicher Überhit-
zung.

Gentechnik
• Die Vorbehalte der Bevölkerung 
gegenüber der grünen Gentech-
nik sind auch in Unterfranken 
deutlich erkennbar. Wir sorgen 
mit gesetzlichen Regelungen da-
für, dass auch künftig der Anbau 
gentechnisch veränderter Orga-
nismen untersagt bleibt.

Bocksbeutel – Markenzeichen des Frankenweins
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Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Grundsatz „Schützen und 
Nützen“ bei der  Wald- und 
Landbewirtschaftung hat 
Vorrang.

•	 Biosphärenreservat Rhön 
stärken und weiterentwickeln.

•	 Forschung der Umweltwissen-
schaften an Hochschulen in 
Unterfranken ausbauen.

•	 Schutz unseres Trinkwassers 
und der Gewässer sowie ver-
besserter Hochwasserschutz.

•	 E-Mobilität in Bad Neustadt 
stärken und Forschung im 
Bereich Antrieb vorantreiben.

•	 Dorferneuerungsmaßnahmen 
zur Gestaltung des ländlichen 
Raumes voran bringen.

Flächenverbrauch
• Eine weitere Entwicklung Un-
terfrankens wird nicht ohne In-
anspruchnahme zusätzlicher 
Flächen möglich sein. Deshlab be-
grüßen und unterstützen wir die 
Initiativen vieler Kommunen zur 
verstärkten Innenentwicklung un-
serer Städte und Dörfer und damit 
zu einer Reduzierung des Flächen-
verbrauchs. Die Zersiedelung un-
serer Landschaft wollen wir weiter 
eindämmen.
• Die Begrünung von Dächern und 
Fassaden leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Schaffung zusätzli-
cher Grünflächen und wertvoller 
Lebensräume für Pflanzen und 
Tiere. Öffentliche Gebäude sollen 
hierbei eine Vorbildfunktion ein-
nehmen. Bau- und Verkehrsflä-
chen sollen bei Neuausweisungen 
und Umgestaltungen durch punk-
tuelle Entsiegelung und Pflanzun-
gen ökologisch aufgewertet wer-
den.

Natur und Umwelt
Unterfranken verfügt über eine 
beeindruckende Vielfalt an wert-
vollen Kulturlandschaften mit ei-
ner beachtlichen Vielzahl von Tier- 
und Pflanzenarten. 
Die Bewahrung der Schöpfung ist 
das Ziel christlich-sozialer Politik. 
Richtschnur unseres Handelns ist 
deshalb die Umsetzung der Bay-
erischen Biodiversitätsstrategie 
in Unterfranken. Den Schutz von 
Umwelt und Natur wollen wir ge-
meinsam mit den Menschen in 
Unterfranken, vor allem mit un-
seren Landwirten, voranbringen – 
und nicht gegen sie.

Naturschutz
• Wir wollen den hohen Natur-
reichtum und die Artenvielfalt in 
Unterfranken bewahren und ste-
hen für eine Naturschutzpolitik, 
welche die Gegebenheiten vor 
Ort berücksichtigt. Für uns ist die 
gute Zusammenarbeit aller Ge-
sellschaftsgruppen Voraussetzung 
zum Gelingen eines zielführenden 
Naturschutzes in einer lebenswer-

ten Heimat, getreu dem Prinzip 
„Nutzen und Schützen“.
• Die Übertragung des ehemaligen 
Truppenübungsplatzes Brönnhof 
in das „Nationale Naturerbe“ bie-
tet die Chance, die dortigen Flä-
chen gemeinsam mit den Bürgern 
zu einem Gebiet für Erholung, 
Tourismus und Naturpädagogik in 
Wert zu setzen. Die Nutzung von 
erneuerbaren Energien in Rand-
gebieten und die Waldbewirt-
schaftung in Teilen müssen weiter 
möglich bleiben. 
• Beim Bau von Freiflächenpho-
tovoltaikanlagen bleibt ein Groß-
teil des Bodens unversiegelt und 
steht der Natur weiterhin zur Ver-
fügung. Aus intensiv bewirtschaf-
teten Agrarflächen entstehen oft-
mals einzigartige Rückzugsräume 
für die Tier- und Pflanzenwelt. In 
diesem Fall sind nach unserer Auf-
fassung keine Ausgleichsmaßnah-
men erforderlich.
• Die Optimierung und Verbes-
serung vorhandener naturnaher 
Flächen muss nach unserer Auf-
fassung Vorrang haben vor einer 
Inanspruchnahme neuer Flächen.
• Das Biosphärenreservat Rhön 
als Aushängeschild des unterfrän-
kischen Naturschutzes und Motor 
für den ländlichen Raum gilt es zu 
stärken und weiterzuentwickeln.  
• Unternehmen sowie Privatper-
sonen sollen verstärkt für die Be-
lange des Naturschutzes in Haus 
und Garten gewonnen werden, 
zum Beispiel durch Pflanzung 
von Nährgehölzen für den Vogel-
schutz, Anlage von bienenfreund-
lichen Pflanzflächen oder durch 
Nutzung von Regenwasser. 

Forschung
• Die Forschung im Bereich der 
Umweltwissenschaften soll an 
der Universität Würzburg sowie 
an den Hochschulen Würzburg-
Schweinfurt und Aschaffenburg 
weiter ausgebaut werden. Insbe-
sondere Speichertechnologien 
und netzstabilisierende Technolo-
gien sollen dort weiter erforscht 
werden.Altort von Klingenberg am Main
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„Unterfranken ver-
fügt über eine beein-
druckende Vielfalt 
an wertvollen Kul-
turlandschaften mit 
einer beachtlichen 
Vielzahl von Tier- 
und Pflanzenarten. 
Die Bewahrung der 
Schöpfung ist das 
Ziel christlich-sozialer 
Politik.“

Trinkwasser- und Gewässerschutz
• Wir stehen für einen sorgsamen 
Umgang mit den natürlichen Le-
bensgrundlagen Boden, Wasser 
und Luft. Unsere Trinkwasserver-
sorgung muss auch weiterhin in 
kommunaler Hand bleiben – wir 
wollen keine Privatisierung der 
kommunalen Trinkwasserversor-
gung. Bereits im Juni 2013 konn-
te die CSU nach monatelangem 
Druck erreichen, dass die EU-Kom-
mission die komplette Heraus-
nahme der Wasserversorgung aus 
den Vorgaben der umstrittenen 
Konzessionsrichtlinie befürwortet 
hat. Dies muss auch in Zukunft so 
bleiben. 
• Wir wollen die hohe Qualität des 
Grundwassers in Unterfranken er-
halten und noch verbessern. Eine 
weitere Reduzierung der Nitrat-
belastung bleibt daher unser Ziel. 
Dabei sollen auch innovative und 
unkonventionelle Möglichkeiten 
erprobt werden.
• Die Wassergüte in den zahlrei-
chen Flüssen und Seen Unterfran-
kens soll auch künftig auf einem 
guten Niveau erhalten bleiben. 
Die Gewässer sind nicht nur Le-
bensräume für Pflanzen und Tiere, 
sondern spielen auch als Freizeit-
einrichtungen für Touristen und 
zum Baden eine große Rolle.
• Vorsorgender Hochwasserschutz 
bleibt auch in Unterfranken eine 
große Herausforderung. Wo im-
mer möglich, soll der Wasserrück-
halt in den Tälern der Fließgewäs-
ser verbessert werden und sollen 
technische Bauwerke den Hoch-
wasserschutz in Dörfern und Städ-
ten ergänzen. 
• Die Regenwasserretention soll 
bei Baugenehmigungen und öf-
fentlichen Bauvorhaben noch 
stärker berücksichtigt werden. 
Außerdem sollen Maßnahmen zur 
Flächenentsiegelung gefördert 
werden.

Verkehr und Mobilität
• Das Fahrrad spielt als umwelt-
freundliches Verkehrsmittel sowie 
als Tourismusfaktor eine immer 

wichtigere Rolle in Unterfranken. 
Wir wollen Unterfranken zum 
Radfahrer-Bezirk machen und das 
gute Radwegenetz weiter ausbau-
en.
• Wir wollen einen gut funktionie-
renden öffentlichen Personennah-
verkehr in ganz Unterfranken mit 
einem abgestimmten Tarifsystem 
und bester Vernetzung. Ein ge-
meinsamer Verkehrsverbund für 
die Region Mainfranken sowie 
eine Einbindung des westlichen 
Unterfrankens in den Rhein-Main-
Verkehrsverbund wird die Attrakti-
vität des ÖPNV in der Region signi-
fikant erhöhen.
• Unterfranken ist ein wichtiger 
Standort der Automobil-Zuliefer-
industrie. Der Ausbau alternativer 
Antriebskonzepte und neuer Fahr-
zeugtechnologien bietet große 
Chancen für die Wirtschaft in der 
Region. Wir wollen Unterfranken 
als Leitregion für umweltfreund-
liche Antriebstechnologien voran-
bringen. Die EU-Gesetzgebung mit 
ambitionierten aber realistischen 
Zielen für den CO2-Ausstoß bei 
Pkw kommt den Zulieferern ent-
gegen.
• Wir wollen Bad Neustadt als 
Modellstadt für Elektro-Mobili-

Erntezeit in Franken
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Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Stromtrassen in Unterfranken 
nur bei tatsächlichem Bedarf 
und möglichst unter der Erde.

•	 Bei TTIP und CETA die unter-
fränkischen Produkte schüt-
zen und die Qualitäts-und 
Umweltstandards  festschrei-
ben.

tät weiter stärken. Das Netz von  
Elektro-Ladestationen muss in Zu-
sammenarbeit mit den Kommu-
nen und der Wirtschaft im ganzen 
Bezirk weiter ausgebaut werden. 
• Über die E-Mobilität hinaus sol-
len weitere Varianten des Antrie-
bes, wie Gasantrieb und auch der 
Wasserstoffantrieb, Förderung 
und Aufmerksamkeit erfahren. 
Wir unterstützen entsprechende 
Informationskampagnen sowie 
jeglichen Anreiz, um für jeden die 
passende Antriebsvariante zur 
Verfügung zu stellen.

Wertstoffe
• Im Zuge der Reform des Wert-
stoffgesetzes wollen wir die Kom-
munen stärken und eine faire 
Partnerschaft mit freien Unter-
nehmern ermöglichen. Dies för-
dert regional angepasste und bür-
gerfreundliche sowie ökologisch 
und ökonomisch sinnvolle Lösun-
gen. Bewährte Modelle, wie die 
Wertstoffsammlung über Wert-
stoffhöfe, sollen im neuen Wert-
stoffgesetz berücksichtigt werden. 
Wertstoffe sollen möglichst oft re-
cycelt werden, bevor sie zu Abfall 
werden.
• Durch regelmäßige Informati-
onsmaßnahmen soll bei allen Ge-
nerationen das Bewusstsein für 
einen nachhaltigen Umgang mit 
Wert- und Reststoffen geschärft 
werden. 

Energie
• Die CSU in Unterfranken setzt 
sich vor dem Hintergrund der De-
batten um die europäischen und 
deutschen Klimaschutzziele für 
eine steuerliche Förderung von 
Maßnahmen zur energetischen 
Gebäudesanierung ein. Auf den 
Gebäudesektor entfallen rund 40 
Prozent des Energieverbrauchs 
und ein Drittel der CO2-Emissio-
nen. In Energieeffizienzmaßnah-
men im Gebäudesektor steckt 
daher erhebliches Potenzial. Da-
von wird auch das Handwerk in 
Unterfranken durch vermehrte Sa-
nierungsaufträge profitieren. Die 

steuerliche Förderung kommt da-
her einem Konjunkturprogramm 
für die relevanten Handwerksbe-
triebe gleich. Die rot-grünen Bun-
desländer müssten ihre Blockade-
haltung im Bundesrat aufgeben.
• Unterfranken erzeugt bereits 
jetzt mit ca. 160 Anlagen bayern-
weit den meisten Windstrom und 
leistet so bereits einen hohen Bei-
trag zur Energiewende. Wir sind 
für einen behutsamen Ausbau der 
Windkraftanlagen zusammen mit 
den Menschen (Energiegenossen-
schaften).
• Beim Bau neuer Stromtrassen 
muss der tatsächliche Bedarf 
schlüssig nachgewiesen werden 
nach dem Grundsatz „so wenig 
wie möglich, so viel wie nötig“. 
Das Potential des Bestandsnetzes 
muss dabei stärker genutzt wer-
den. Die Realisierung von mögli-
chen Neubauvorhaben muss mit 
Rücksicht auf Mensch und Natur 
erfolgen. Die Möglichkeit der Erd-
verkabelung ist dabei soweit wie 
möglich zu nutzen.
• Der Austausch und Einsatz LED-
basierter Leuchtmittel im öffent-
lichen Straßenraum und in öf-
fentlichen Gebäuden soll weiter 
gefördert werden. Diese Maßnah-
men zur Stromeinsparung haben 
Vorbildfunktion für den privaten 
Sektor und helfen zudem, die 
Lichtverschmutzung durch Streu-
licht zu minimieren.

Verbraucherschutz
Die CSU in Unterfranken setzt auf 
den mündigen Verbraucher, der 
gut informiert ist und eigenver-
antwortlich am Marktgeschehen 
teilnimmt. Wir setzen dabei auf 
Informationsmaßnahmen, welche 
die breite Bevölkerung erreichen 
und das Bewusstsein der Bürger 
für Verbraucherschutz schärfen. 
Staatliche Regelungen und Kon-
trollen sollen auch den Menschen 
in Unterfranken sichere Lebens-
mittel und Produkte sowie Dienst-
leistungen garantieren.
Unterfranken bietet eine große 
Vielfalt an regionalen und saiso-Kreuzberg – Heiliger Berg der Franken
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nalen Produkten. Immer mehr 
Verbraucher legen Wert auf solche 
Lebensmittel. Sie sind Teil unserer 
unterfränkischen Identität und 
Lebensqualität. Die damit verbun-
dene Wertschätzung ist Ausdruck 
des Vertrauens in die Arbeit unse-
rer Landwirte.

Regionalität
• Nachvollziehbare Herkunft und 
Frische der Produkte bereichern 
die Ernährung. Der Einkauf auf 
dem Bauernhof wird oft auch zum 
Erlebnis. Wir unterstützen die Di-
rektvermarktung. Diese leistet ei-
nen entscheidenden Beitrag zur 
Existenzsicherung unserer Land-
wirte und macht den ländlichen 
Raum attraktiv.
• Auch der Handel und viele Märk-
te bieten inzwischen regionale 
Nahrungsmittel und andere hei-
mische Produkte an und verstär-
ken so die Wertschöpfung in der 
Region. 

Ernährung
• Die EU hat mit der Lebensmit-
telinformationsverordnung die 
Grundlage dafür geschaffen, dass 
sich die Verbraucher umfassend 
über die Inhaltsstoffe und Nähr-
werte eines Produktes informie-
ren und eine bewusste Kaufent-
scheidung treffen können. Wir 
sorgen vor Ort dafür, dass die vom 
Gesetzgeber eingeräumten Spiel-
räume, z. B. die Allergenkennzeich-
nung bei Essensangeboten in eh-
renamtlicher Tätigkeit bei Festen 
nicht zu Einschränkungen führen. 
• Ernährungs- und Konsumenten-
bildung sind ein fester Bestandteil 
in unseren Kindergärten, Schulen 
aber auch in der Erwachsenenbil-
dung. Wir sorgen dafür, dass dort 
die Kenntnisse über eine aus-
gewogene Ernährung und gute 
Haushaltsführung vermittelt wer-
den.

• Wir wollen, dass Verbraucher die 
großen Chancen des Internets si-
cher nutzen können – beim Online-
Einkaufen, bei Bankgeschäften, 
in sozialen Netzwerken und beim 
Recherchieren von Informationen.

Verbraucherstandards erhalten
• Bei den aktuell im Verhandlungs-
status befindlichen Freihandelsab-
kommen CETA und TTIP wollen wir 
dafür Sorge tragen, dass unsere 
hohen heimischen Qualitäts-, Um-
welt- und Sicherheitsstandards er-
halten bleiben und geschützt wer-
den. Auch wird mit uns der hohe 
Schutzgrad unseres heimischen 
Trinkwassers nicht ausgehebelt. 
• EU-weite Standards müssen auch 
von den anderen europäischen 
Ländern einheitlich und zeitgleich 
umgesetzt werden. Wir setzen uns 
dafür ein, dass bei der nationalen 
Umsetzung die EU-Rechtsakten im 
rechten Maß (1:1) umgesetzt wer-
den und für Unterfranken keine 
zusätzlichen Nachteile entstehen.

Weinkulturhaus, Bürgstadt

Gemüseanbau hat in  
Unterfranken Tradition
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		D emografie, Familie und 		
		 Soziales

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Zuzug von Wohnbevölkerung 
und Arbeitskräften zielgerich-
tet fördern.

•	 Ärztliche Versorgung auf dem 
Land aufrecht erhalten.

•	 Weitere Verbesserung der 
ÖPNV-Angebote.

•	 Wohnen und Versorgung im 
Alter sicherstellen.

Demografie

Zuzug von Wohnbevölkerung und 
Arbeitskräften zielgerichtet för-
dern:
• Aktives Werben für das Leben 
auf dem Land bei wohnungssu-
chender Stadtbevölkerung
• Weitere kommunale Allianzen 
fördern (Beispiel: Hofheimer Land, 
Gebäude- und Flächenmanage-
ment, Bestand von Innenentwick-
lungspotentialen erfassen, Leer-
stände und Baulücken erfassen)
• Umsetzung der Heimatstrate-
gie der Bayerischen Staatsregie-
rung: Unterstützung der Kommu-
nen und Landkreise beim aktiven 
Standortmarketing (wie kann 
z.B. die Verlagerung einer Behör-
de in einen Landkreis / ein Mit-
telzentrum Auslöser für weitere 
Gewerbeansiedlungen werden? 
Was müssen die unterfränkischen 
Kommunen tun, um nicht nur 
Übergangswohnort, sondern at-
traktiver dauerhafter Wohnort für 
die Mitarbeitenden der verlager-

ten Behörden zu sein?)
• Schnellstmögliche Breitbandver-
sorgung (ist der Standortfaktor 
für Wohnen und Arbeiten auf dem 
Land)

Ärztliche Versorgung auf dem 
Land aufrecht erhalten:
• Förderung von Telemedizin: Aus-
bau der Region Bad Kissingen 
zur Telemedizin-Musterregion. 
Beispiel: Projekt „Mobile Augen-
heilkunde mit Schwerpunkt Pa-
tienten in Pflegeheimen und Al-
tersheimen“ durchgeführt vom 
Konsortium Dr. Manfred Westhoff 
(niedergelassener Augenarzt), 
Dr. Konofsky (niedergelassener 
Augenarzt), Tele-Ophthalmolo-
gisches Institut (Erlangen) und 
Talkingeyes&more GmbH mit zwei 
weiteren Preisträgern mit dem 
Bayerischen Innovationspreises 
Gesundheitstelematik 2015
• Aufheben des NC für Allgemein-
medizin bundesweit
• Bessere Koordinierung der Fach-
arztausbildung zwischen Kliniken 
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Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Weiterer Ausbau der Kinder-
betreuungsmöglichkeiten 
und Verbesserung der Rah-
menbedingungen in Kinder-
tageseinrichtungen, gute und 
ortsnahe Bildung aufrechter-
halten.

•	 Familiengerechte Über-
legungen bei kommunalen 
Infrastrukturmaßnahmen 
berücksichtigen und Familien 
in Entscheidungsprozesse vor 
Ort einbeziehen.

•	 Die bessere finanzielle 
Absicherung von Eltern mit 
Kindern – auch  von Alleiner-
ziehenden.

im ländlichen Raum fördern. Er-
läuterung: Die Facharztausbildung 
dauert für Medinziner im ländli-
chen Raum oft erheblich länger, 
weil die verschiedenen Anforde-
rungen nicht an einem Kinikstand-
ort alleine erfüllt werden können. 
Erstellen mehrere Kliniken ein 
gemeinsames Fortbildungskon-
zept (z.B. Main-Spessart, Kitzingen 
und Ochsenfurt), ist ein Standort 
im ländlichen Raum für Ärzte und 
Ärztinnen wesentlich attraktiver.

Weitere Verbesserung der ÖPNV 
Angebote:
• Integration von Schulbus- und re-
gulären Buslinien 
• Alternative vernetzte Mobilitäts-
formen fördern: Mobilitätskon-
zepte wie „drive now“ wären auch 
in Aschaffenburg, Würzburg und 
Schweinfurt möglich. Mitfahrzen-
tralen und Car-Sharing, Kombina-
tion von klassischen und digita-
len Taxisystemen wie „BlaBlaCar“, 
„Uber“, Bürgerbusse und dynami-
sche Fahrgastinformationssyste-
me in den Landkreisen und über 
Landkreise hinweg kombinieren

Wohnen und Versorgung im Alter 
sicherstellen
• Altersgerechte Wohnformen in 
Kommunen anbieten. Hier sind 
unsere CSU-Bürgermeister/innen 
und Gemeinderät/innen aktiv
• Altenpflegeeinrichtungen am-
bulant und stationär sichern. Auf 
bayerischer und Bezirks-Ebene 
durch die finanzielle Förderung
• Integrierte Konzepte des Zusam-
menlebens von Generationen ent-
wickeln. Gelungene Beispiele gibt 
es bereits in vielen Kommunen: 
Generationenspielplätze (z.B. in 
Kleinlangheim, Landkreis Kitzin-
gen)
• Betreuungsangebote für De-
menzkranke durch Schüler/innen 
der Mittelschulen. Die Schüler/in-
nen werden durch professionelle 
Pflegekräfte angeleitet und erhal-
ten ein Zeugnis über ihre Tätigkeit 
(z.B. in Kitzingen), Generationen-
häuser (z.B. in Haßfurt)

Familie 

Weiterer Ausbau der Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten und Ver-
besserung der Rahmenbedingun-
gen in Kindertageseinrichtungen, 
gute und ortsnahe Bildung auf-
rechterhalten
• Vielen jungen Eltern fehlen un-
terstützende familiäre Strukturen 
vor Ort. Ehrenamt wie Leihgroßel-
tern, Nachbarschaftshilfe, Lesepa-
ten oder Ferienbetreuung können 
hier einen Ausgleich schaffen. Wir 
setzen uns ein für eine Vernetzung 
der Angebote für Eltern auf kom-
munaler und interkommunaler 
Ebene, z.B. von Ehrenamtsbörsen 
(z.B. in Würzburg), Zeit füreinan-
der (z.B. in Wiesentheid, Landkreis 
Kitzingen), Tageseltern-Service etc. 
= integriertes Konzept. Ideal wäre 
eine Anlaufstelle für Eltern aus ei-
ner Hand.
• Auf Landkreisebene wollen wir 
eine Kooperation mit professio-
nellen Anbietern wie etwa den 
pmc-Familien-Service anregen 
(ein Service, der Verträge direkt 
mit den Arbeitgebern abschließt. 
In Betreuungsnotfällen – Kinder 
oder Pflegebedürftige Angehö-
rige  – schickt pmc garantiert 
innerhalb von 12 Stunden eine 
qualifizierte Betreuungskraft. Für 
die Mitarbeiter/innen ist das eine 
echte Entlastung, wenn andere 
Betreuungsmodelle nicht grei-
fen.).
• Auf Landesebene: Unterstützung 
von kleinen Grundschulen, Prü-
fung von Klassenstärken

Familiengerechte Überlegungen 
bei kommunalen Infrastruktur-
maßnahmen berücksichtigen und 
Familien in Entscheidungsprozes-
se vor Ort einbeziehen
• Ein familienfreundliches Umfeld 
zu schaffen, ist auch eine Maßnah-
me gegen die Landflucht. Bei allen 
kommunalpolitischen Entschei-
dungen (z.B. Bebauungsplan, Ver-
kehrspolitik), sollten die Belange 
von Familien besonders berück-
sichtigt werden. 
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• Bündnisse für Familien oder 
kommunale Familientische kön-
nen Familien vor Ort am besten 
miteinbeziehen. Dazu wollen wir 
als Kommunalpolitiker noch enger 
mit diesen Bündnissen zusam-
menarbeiten.

Die bessere finanzielle Absiche-
rung von Eltern mit Kindern – 
auch  von Alleinerziehenden
• Einführung einer „Familien-Kar-
te“: Jede Kommune wird angeregt, 
eine „Familien-Karte“ für Ermäßi-
gungen auf kommunale Einrich-
tungen einzuführen oder bei den 
Eintrittspreisen einen „Famili-
entarif“ anzubieten. Die lokalen 
Vereine gehen hier oft mit gutem 
Beispiel voran (Familienmitglied-
schaft).
• Auf bayerischer Ebene wollen 
wir ein weiteres Instrument zur 
Stärkung junger Eltern i. d. Betreu-
ungs- und Familienarbeit einfor-
dern (Betreuungsgeld 2.0).
• Wir müssen nach Wegen suchen, 
alleinerziehende Mütter und Väter 
noch besser zu unterstützen. Dazu 
wollen wir mit dem Landesver-
band der alleinerziehenden Müt-
ter und Väter (VAMV) zusammen-
arbeiten.

Förderung einer familienfreundli-
chen Arbeitswelt und Wirtschaft
• Unterstützung und Beratung 
der Arbeitgeber/innen bei der 
Bereitstellung von Teilzeit- und 
Telearbeitsplätzen und flexiblen 
Arbeitszeitmodellen für Männer 
und Frauen. 
• Flexible Arbeitszeitmodelle und 
Abstimmung von ÖPNV & Öff-
nungszeiten von Behörden etc. 
(vgl. 1. Deutscher Gleichstellungs-
bericht u.v.m. In dem Bericht wird 
beschrieben, dass oft die verschie-
denen „Lebenswelten“ der Eltern 
und Kinder noch besser aufeinan-
der abgestimmt werden können. 
Wann und wie kommen Kinder 
von der Schule nach Hause oder 
zu Vereinsaktivitäten? Wie sind 
diese Zeiten synchronisiert mit 
den Arbeitszeiten der Eltern? Wie 
können wir Öffnungszeiten von 
Behörden noch besser auf die ver-
fügbare Zeit von Familien abstel-
len etc.)
• Freiwilliges soziales Jahr und 
analoge freiwillige Dienste als 
Pflichtjahre für jeden jungen Men-
schen einführen

Inklusion 
Inklusion heißt wörtlich übersetzt 
Zugehörigkeit, also das Gegenteil 
von Ausgrenzung. Wenn jeder 
Mensch – mit oder ohne Behin-
derung – überall dabei sein kann, 
in der Schule, am Arbeitsplatz, im 
Wohnviertel, in der Freizeit, dann 
ist das gelungene Inklusion.
Inklusion ist kein Expertenthe-
ma  – im Gegenteil. Sie gelingt 
nur, wenn möglichst viele mitma-
chen. Jeder kann in seinem Umfeld 
dazu beitragen: Verbände, Vereine, 
Kommunen, Arbeitgeber/innen. 

Inklusion als Haltungs- und Hand-
lungsprinzip in der CSU Unter-
franken 
• Orts- und Kreisverbände werden 
aufgefordert, barrierefreie Veran-
staltungsorte zu bevorzugen (bei 
Bezirks- und Landesparteitagen 
wird Barrierefreiheit bereits umge-

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Förderung einer familien-
freundlichen Arbeitswelt und 
Wirtschaft.

•	 Eine gute und ortsnahe Bil-
dung aufrechterhalten.

•	 Familiengerechte Überlegun-
gen bei kommunalen Infra-
strukturmaßnahmen berück-
sichtigen.

Kindergarten in Kürnach
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setzt: rollstuhlgerecht, Sprachas-
sistenz für blinde Menschen, Texte 
in leichter Sprache etc.)
• Leichte Sprache als alternativer 
Inhalt hilft Menschen mit Lese- 
oder Lernschwächen, aber auch 
Nicht-Muttersprachlern am digita-
len Leben teilzuhaben: Wir über-
prüfen unsere Internetseiten und 
Veröffentlichungen auf leichte 
Sprache und Verständlichkeit.
• Einrichtung einer auf ein Jahr 
befristeten Projektgruppe in der 
CSU „Barrierefreies Unterfranken“ 
(vielleicht noch nicht 2016/17)

Ganzheitliche Betrachtung von In-
klusion als Ziel in Unterfranken: 
Inklusion ist nicht lästige Pflicht, 
sondern Chance für alle
Natürlich wissen wir, dass die Kom-
munen sorgsam mit ihren Finanz-
mitteln umgehen müssen und 
nicht alles sofort umsetzbar ist. 
Dennoch können wir bei der jewei-
ligen Bau- oder Überarbeitungs-
maßnahme das Thema Inklusion 
und Barrierefreiheit mitbedenken 
und nach unseren Möglichkeiten 
umsetzen, zum Beispiel:
• Auf kommunaler Ebene: Bei 
Umbaumaßnahmen barrierefreie 
Zugänge fördern, Beläge auf Geh-

steigen, Plätzen, Straßen barriere-
frei oder zumindest barrierearm 
gestalten, Absenkung der Gehstei-
ge an Straßen-/Fußgängerüber-
querungen (darüber freuen sich 
auch die Familien mit Kinderwä-
gen und ältere Menschen)
• Gemeindebriefe in leichter Spra-
che, Internetseiten und Hinweis-
schilder in den Kommunen barri-
erearm oder barrierefrei gestalten
• Initiieren eines bayernweiten 
Projekts: Einrichtung eines barri-
erefreien (z.B. auch für Gehörlose) 
benutzbaren Notrufsystems. 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Inklusion als Haltungs- und 
Handlungsprinzip in der CSU 
Unterfranken. 

•	 Ganzheitliche Betrachtung 
von Inklusion als Ziel in 
Unterfranken: Inklusion ist 
nicht lästige Pflicht, sondern 
Chance für alle.

•	 Als CSU können wir mit 
gutem Beispiel vorangehen 
und Inklusion auch für unsere 
Verbände voranbringen.

•	 Bewusstseinsbildung: Barri-
eren nicht nur in den Köpfen 
abbauen.
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		 Jugend in Verantwortung

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Die Zukunftsperspektiven von 
Kindern und Jugendlichen 
müssen zentrales Anliegen 
der Politik und der gesamten 
Gesellschaft sein.

•	 Jugend selbst muss Verant-
wortung in der Gesellschaft 
übernehmen.

•	 Den Standort Unterfranken 
für junge Menschen attraktiv 
machen:
•	 Studienmöglichkeiten
•	 Semesterticket
•	 Schnelles Internet

Den jungen Menschen in Unter-
franken geht es gut. Sie sind ohne 
Krieg und in materiellem Wohl-
stand aufgewachsen. Sie haben 
genug zu essen und ein Dach über 
dem Kopf, sie besitzen Flachbild-
fernseher und Mobiltelefone. Über 
das Internet chatten, mailen und 
skypen sie mit Freunden rund um 
den Globus. Die junge Generation 
reist durch die Welt, lernt fremde 
Kulturen kennen und erkundet an-
dere Länder. 

Noch nie in der Geschichte hatte 
eine junge Generation so viele 
Möglichkeiten sich zu entfalten 
und ihr Glück zu finden. Junge 
Menschen haben allen Grund, zu-
frieden zu sein – und sie sind es 
auch. Vor allem auch hier in Unter-
franken.

Die heutige Jugend ist aber auch 
in eine Zeit hineingeboren, in 
der es keine allgemeingültigen 
Antworten mehr auf die großen 
gesellschaftlichen Herausforde-
rungen gibt. Unsere Gesellschaft 
befindet sich nicht erst seit der 
Flüchtlingsdebatte in einem 

strukturellen Umbruch. Was jun-
ge Menschen verbindet, ist  eine 
geradezu seltsame Mischung aus 
materieller Sorglosigkeit und so-
zialem Leistungsdruck, persönli-
chem Zukunftsoptimismus und 
gesellschaftlichen Zukunftsängs-
ten, parteipolitischer Entfrem-
dung und dem Bewusstsein, dass 
viele Dinge bleiben sollen, wie sie 
sind, und andere unbedingt geän-
dert werden sollten.

Die Zukunftsperspektiven von Kin-
dern und Jugendlichen müssen 
zentrales Anliegen der gesamten 
Gesellschaft sein. Auch die Politik 
muss ihren maßgeblichen Beitrag 
dazu leisten und die richtigen Rah-
menbedingungen stellen. Ebenso 
ist aber auch die junge Generation 
gefragt, Verantwortung zu über-
nehmen, Ideen einzubringen und 
zukünftige Entwicklungen mitzu-
gestalten. Wichtige Fragen hierbei 
sind die Entwicklung unserer Sozi-
alsysteme, der Alterssicherung.

Dieser Verantwortung die Jugend 
im Hinblick auf ihre Heimat Unter-
franken gerne nach. Unterfranken 

Jugend in Aktion
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„Gerade in den länd-
lichen Bereichen 
darf in Bezug auf 
die Teilhabechancen 
von Jugendlichen die 
Bedeutung der sozio-
kulturellen Integra-
tion nicht vernach-
lässigt werden. Als 
Indikator für diesen 
Teilhabeaspekt dient 
auch die Anzahl von 
Einrichtungen der 
Jugendarbeit.“

gehört zu den bayerischen Regie-
rungsbezirken, die auch weiterhin 
einen Bevölkerungsrückgang zu 
verzeichnen haben (Bayerisches 
Landesamt für Statistik und Da-
tenverarbeitung 2010). Insbeson-
dere die Anzahl Jugendlicher wird 
erheblich zurückgehen. Gerade 
deshalb müssen wir uns dafür ein-
setzen, dass Unterfranken für jun-
ge Menschen attraktiv bleibt bzw. 
an Anziehungskraft gewinnt (sie-
he auch Themenbereich „Heimat, 
Kultur und Brauchtum“).

Gerade in den ländlichen Berei-
chen darf in Bezug auf die Teilha-
bechancen von Jugendlichen die 
Bedeutung der sozio-kulturellen 
Integration nicht vernachlässigt 
werden. Als Indikator für diesen 
Teilhabeaspekt dient auch die 
Anzahl von Einrichtungen der Ju-
gendarbeit. Fehlende Freizeitan-
gebote oder Jugendtreffs wirken 
sich negativ auf die Sozialkon-
takte der Jugendlichen aus und 
müssen daher auch im ländlichen 
Raum ausreichend zur Verfügung 
stehen.

Mangelhafte Strukturen in diesem 
Bereich können auch nicht durch 
das Pflegen sozialer Kontakte im 
Internet aufgefangen werden. 
Nichtsdestotrotz ist es elementar, 
dass vor allem auch in den ländli-
chen Regionen die Digitalisierung 
vorangebracht wird. Sie ist nicht 
nur wichtiger Standortfaktor, son-
dern auch wesentlicher Beitrag für 
gleichwertige Lebensverhältnisse 
und damit Anreiz für junge Men-
schen in ihrer Heimat zu verblei-
ben. Die Versorgung mit schnel-
lem Internet ist bereits spürbar 
gewachsen, wir fordern aber auch 
weiterhin ernsthafte Bestrebun-
gen, dass alle Regionen in Unter-
franken im digitalen Zeitalter dem 
Fortschritt folgen können. 

Auch der Mobilität kommt eine 
entscheidende Rolle zu und hat 
eine hohe Relevanz für die Le-
bensqualität von jungen Men-

schen. Schlecht ausgebaute In-
frastrukturen und mangelhafte 
öffentliche Verkehrsanbindungen 
haben für Jugendliche nachtei-
lige Konsequenzen im Hinblick 
auf ihre Unabhängigkeit, die Teil-
habemöglichkeiten und das Zeit-
budget. Gute Anbindungen an 
Schul- bzw. Ausbildungsorte, aber 
vor allem auch an Freizeit- und 
Einkaufsmöglichkeiten bzw. kultu-
relle Angebote müssen vorhanden 
sein, Angebote wie Sammel- und 
Ruftaxi, der Ausbau sicherer Rad-
wege und lokale Mitfahrbörsen 
via Internet sind auszubauen.

Gerade Jugendliche in ländlichen 
Regionen sind von einschneiden-
den Folgen des demografischen 
Wandels in besonderem Maße 
betroffen, wie z.B. von Schulschlie-
ßungen und von kulturellen Ver-
ödungsprozessen. Was aber auch 
in den Städten oftmals fehlt ist 
eine Kultur der Beteiligung junger 
Menschen in politische Entschei-
dungsfindungsprozesse. Viele 
Jugendliche sehen sich zu Recht 
häufig in ihren berechtigten Be-
langen politisch deutlich unter-
repräsentiert, da aus ihrer Sicht 
kaum eine Vertretung ihrer Inte-

Campusleben in Würzburg
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ressen als Bevölkerungsgruppe 
stattfindet. Wir fordern daher den 
Aspekt demokratischer Teilhabe 
junger Menschen im kommunalen 
Bereich stärker ein. Kinder- und 
Jugendparlamente sind leider 
immer noch eine Seltenheit und 
sollten daher auch von den eta-
blierten Kommunalparlamenten 
wohlwollend unterstützt und be-
gleitet werden. Aber es gibt auch 
andere Beispiele wie regelmäßig 
stattfindende Gruppendiskussio-
nen, Schulprojekte und Jugendbe-
auftragte, die Jugendlichen lokale 
Politik näherbringen sollen. Es 
gibt viele demokratische Partizi-
pationsformen für Jugendliche, 
die auch in Unterfranken zur Ver-
fügung gestellt und genutzt wer-
den sollten, um jungen Menschen 
die Möglichkeit zu geben, sich 
frühzeitig mit politischen Prozes-
sen zu beschäftigen und sie dafür 
zu begeistern.

Wir fordern ein klares Bekenntnis 
zum Ehrenamt und angemesse-
ne Formen dieses Engagements. 
Dazu gehört zuvorderst der flä-
chendeckende Ausbau der Eh-
renamtskarte auf kommunaler 
Ebene. Auch ein ausreichendes 

Angebot an Schulungen und Be-
gleitungen ehrenamtlich aktiver 
Jugendlicher ist unerlässlich, um 
kontinuierliches Engagement zu 
gewährleisten. Durch verlängerte 
Unterrichtszeiten haben Kinder 
und Jugendliche immer weniger 
Zeit für außerschulische Aktivitä-
ten. Angebote im ehrenamtlichen 
Bereich sollten daher näher mit 
der Schule verbunden werden, 
zum Beispiel durch einen gemein-
samen freien Nachmittag, der 
Schülern die Möglichkeit gibt, sich 
in den unterschiedlichen Verbän-
den zu engagieren. Zukünftig wird 
auch verstärkt eine Herausforde-
rung darin liegen, Jugendliche mit 
Migrationshintergrund stärker für 
den ehrenamtlichen Bereich zu 
gewinnen und in die Strukturen 
einzubinden. 

Um Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben in Unterfranken aller 
jungen Menschen, ob mit oder 
ohne Behinderung, zu gewährleis-
ten, bedarf es Rahmenbedingun-
gen, die niemanden ausschließen 
oder dauerhaft separieren. Unse-
re Strukturen müssen daraufhin 
überprüft werden, ob sie den An-
forderungen der UN-Behinderten-
rechtskonvention gerecht werden. 
Gerade für junge Menschen mit 
Behinderung müssen bedarfsge-
rechte Wohnformen in Unterfran-
ken geschaffen werden, die es mo-
mentan noch nicht ausreichend 
gibt und die ein selbstbestimm-
teres Leben ermöglichen wür-
den. Außerdem muss es weitere 
Bestrebungen geben, den ersten 
Arbeitsmarkt durch Assistenzbe-
gleitung zu öffnen und Angebote 
zu erweitern, ohne sich vom Be-
kenntnis zu den Werkstätten für 
Menschen mit Behinderung abzu-
wenden. 

Wir setzen uns außerdem für 
bessere Tarife bzw. länderüber-
greifende Tickets des ÖPNV ein. 
Bislang enden Semestertickets 
der Hochschulen an den jewei-
ligen Landesgrenzen. Gerade in 

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Flächendeckend Freizeit-
angebote und Jugendtreffs 
anbieten.

•	 Ausbau lokaler Mitfahrbörsen 
via Internet.

•	 Wir fordern ein klares Be-
kenntnis zum Ehrenamt.

•	 UN-Behindertenrechtskon-
vention umsetzen.

•	 Wir fordern eine Verbesse-
rung im Bereich des ÖPNV für 
Auszubildende und Studen-
ten.

Schulprojekt zum Datenschutz an der Berufschule Main-Spessart
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den Grenzbereichen führt das zu 
Benachteiligungen für Studenten 
und Auszubildende, die in benach-
barte Bundesländer pendeln. Wir 
benötigen daher Vereinbarungen, 
die es ermöglichen mit einem 
Ticket den Studien- bzw. Ausbil-
dungsort zu erreichen. 

Die CSU in Unterfranken wünscht 
sich nicht zuletzt eine stärkere 
Zusammenarbeit aller Jugendver-
bände in Unterfranken, ob aus 
dem Bereich Musik, Sport, Sozi-
ales, Kirchen oder Politik, um der 
Jugend eine stärkere Stimme zu 
verleihen und die Arbeit im Ju-
gendbereich zu effektivieren. 

Unsere jungen Menschen fördern 
den stetigen Wandel in der perso-
nellen Struktur der Partei, um Ge-
nerationenbrüche zu vermeiden. 
Das ehrenamtliche Engagement 
unserer jungen Mitglieder trägt zu 
deren Persönlichkeitsentwicklung 
bei und bereitet auf das spätere 
Leben vor. Hier werden Fähigkei-
ten erlernt, ob sozialer Natur oder 
solides Wissen, die das ganze Le-
ben lang von Vorteil sind. Die oft 
hitzige und heftige Diskussion ist 
in der Jungen Union gelebter Teil 

der Verbandskultur und stellt In-
halte vor Persönlichkeiten. Unsere 
Junge Union trägt – insbesondere 
im Hinblick auf den demographi-
schen Wandel – die Verantwor-
tung, der jungen Generation eine 
starke Stimme zu geben und dafür 
zu sorgen, dass junge Menschen 
und ihre Interessen in der Politik 
eine Rolle spielen.  

Generationengerechte Politik 
umfasst nicht nur eine solide Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik, fai-
re Sozialpolitik und erfolgreiche 
Bildungspolitik – sie muss in al-
len Politikfeldern gleichermaßen 
verwirklicht werden. Die Gene-
rationengerechtigkeit verknüpft 
die Bedürfnisse der heutigen Ge-
neration mit den Lebenschancen 
der künftigen Generationen. Die 
wichtigsten Säulen der Genera-
tionengerechtigkeit stellen ein 
faires Rentensystem, ausgegli-
chene öffentliche Haushalte, eine 
verbindliche Vorgabe zur Vermei-
dung neuer Schulden und die kon-
sequente Rückzahlung von alten 
Schulden dar.

Unsere Ziele  
für die nächsten 
Jahre:

•	 Stärkere Zusammenarbeit 
aller Jugendverbände in Un-
terfranken einfordern.

•	 Generationengerechtigkeit: 
Wir fordern alle Entschei-
dungen in Politik und Ge-
sellschaft auf Nachhaltigkeit 
und die Zukunftfähigkeit zu 
prüfen.

Stadtstrand in Würzburg
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www.knauf.de/nachhaltigkeit

Knauf ist ein Global Player. Aber auch ein Familienunternehmen. Deshalb 
denken wir heute schon an die Generationen von morgen. Um ihnen eine 
intakte Umwelt zu hinterlassen, achten wir auf ganzheitliche Nachhaltigkeit. 
Und die beginnt schon bei der Gewinnung des natürlichen Rohstoffs Gips. 
Vom schonenden Abbau über den gezielten Arten- und Biotopschutz bis hin 
zu modernen Recycling-Verfahren.

Alexander Knauf, Geschäftsführender Gesellschafter

„Nachhaltigkeit ist für 
ein Familienunternehmen 
selbstverständlich.“
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K i t z i n g e n
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Die CSU in Unterfranken

A s c h a f f e n - 
b u r g

Aschaffenburg

Miltenberg

Karlstadt

Würzburg

Kitzingen

Bad Kissingen

Bad Neustadt a. d. Saale

Schweinfurt
Haßfurt

Marktheidenfeld

CSU-Geschäftsstelle Aschaffenburg
Helmut Schuhmacher, Geschäftsführer
Knodestraße 3
63741 Aschaffenburg
Tel. 06021 460146
Fax 06021 460333
aschaffenburg@csu-bayern.de
www.csu.de/aschaffenburg

CSU-Geschäftsstelle Bad Kissingen
Detlef Heim, Geschäftsführer
Erhardstr.17
97688 Bad Kissingen
Tel. 0971 78570470 
Fax 0971 78570479 
bad-kissingen@csu-bayern.de
www.csu.de/bad-kissingen

CSU-Geschäftsstelle Schweinfurt
Bezirksgeschäftsstelle Unterfranken
Georg Brückner, Geschäftsführer
Karl-Götz-Str. 17
97424 Schweinfurt
Tel. 09721 947720
Fax 09721 947730
unterfranken@csu-bayern.de
www.csu.de/schweinfurt
www.csu.de/unterfranken

CSU-Geschäftsstelle Main-Spessart
Herbert Hemmelmann, Geschäftsführer
Baumhofstraße 21  
97828 Marktheidenfeld 
Tel. 09391 915813
Fax 09391 915812
csu-bundeswahlkreis@gmx.de
www.csu.de/main-spessart

CSU-Geschäftsstelle Würzburg
Peter Kreutner, Geschäftsführer
Steinachstr. 3b
97082 Würzburg
Tel. 0931 53340
Fax 0931 52906
wuerzburg@csu-bayern.de 
www.csu.de/wuerzburg
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Bezirksverband UNTERFRANKEN

facebook.com/CSUunterfranken 

www.csu.de/unterfranken


